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Wasser- und Abwasserzweckverband ,Eichsfelder Kessel*

Satzung Uber die Abwéalzung der Abwasserabgabe des Wasser- und
Abwasserzweckverbandes ., Eichsfelder Kessel*

Aufgrund des 8 8 des Thiringer Ausflhrungsgesetzes zum Abwasserabgabengesetz vom 28. Méarz 1993,
zuletzt geandert durch Gesetz vom 24.10.2001 (GVBI. S. 265, 273), § 2 und 12 des Thiringer
Kommunalabgabengesetzes in der Fassung der Neubekanntmachung vom 19. Oktober 2000, zuletzt
geandert durch Gesetz vom 24. Oktober 2001, sowie der 88 20 Abs. 2, 23 des Gesetzes lber die kommunale
Gemeinschaftsarbeit, in der Fassung der Neubekanntmachung vom 10. Oktober 2001, hat die
Verbandsversammlung des Wasser- und Abwasserzweckverbandes ,Eichsfelder Kessel* folgende Satzung
beschlossen:

g1
Gegenstand der Abgabe
(1) Der Abwasserzweckverband wélzt die Abwasserabgabe ab, die er fur Einleiter, die weniger als 8
Kubikmeter (m3) je Tag Schmutzwasser aus Haushaltungen und &hnliches Schmutzwasser
unmittelbar in ein Gewasser oder in den Untergrund einleiten (Kleineinleitungen), an das Land
Thiringen zu entrichten hat. Hierzu erhebt er nach MaRgabe dieser Satzung eine Abgabe.

(2) Eine Einleitung liegt nicht vor, soweit das Schmutzwasser rechtmafRig auf landwirtschaftlich,
forstwirtschaftlich oder gartnerisch genutzte Boden aufgebracht wird.
(3) Die Einleitung ist abgabefrei, wenn der Bau der Abwasserbehandlungsanlage mindestens den

allgemein anerkannten Regeln der Technik entspricht und die ordnungsgemalfe Schlammbeseitigung
sichergestellt ist.

§2
Abgabepflichtige
Soweit Abgabepflichtiger der Eigentimer oder Erbbauberechtigte eines Grundstiicks ist und dieser nicht im
Grundbuch eingetragen ist oder sonst die Eigentums- oder Berechtigungslage ungeklart ist, so ist derjenige
abgabepflichtig, der im Zeitpunkt des Entstehens der Abgabepflicht der Besitzer des betroffenen Grundstiicks
ist. Bei einer Mehrheit von Besitzern ist jeder entsprechend der H6he seines Anteils am Mitbesitz zur Abgabe
verpflichtet.

§3
Entstehung und Beendigung der Abgabepflicht
Bei Kleineinleitungen entsteht die Abgabepflicht fir vorhandene Einleitungen jeweils zu Beginn eines jeden
Kalenderjahres (Veranlagungsjahr), sonst mit dem Ersten des Monats, der auf den Beginn der Einleitung folgt.
Die Abgabepflicht erlischt mit dem Letzten des Monats, in dem die Einleitung durch Anschluss an die
offentliche Kanalisation entféllt oder der Abgabepflichtige den anderweitigen Wegfall dem Zweckverband
schriftlich anzeigt.

§4
Abgabemalstab und Abgabesatz fur Kleineinleitungen

(1) Die Abgabe wird nach der Zahl der am 30.06. des Veranlagungsjahres auf dem Grundstick mit
Hauptwohnung behdrdlich gemeldeten Einwohner berechnet.
Ist dem Zweckverband bekannt, daf? die Zahl der gemeldeten Einwohner niedriger ist als die Zahl der
tatsachlich auf dem Grundstiick mit Hauptsitz lebenden Einwohner, ist der Zweckverband berechtigt,
die Abwasserabgabe nach der von ihm zu schatzenden tatsachlichen Einwohnerzahl zu erheben.
Ist der Einleiter ein gewerblicher Betrieb mit einer dem hauslichen Abwasser gleichzusetzenden
Einleitung, so ist je angefangene 45 m3 jahrlicher Wasserverbrauch die Zahl von einem Einwohner

anzusetzen.

(2) Die Zahl der Schadeinheiten von Schmutzwasser aus Haushaltungen und ahnlichen Schmutzwasser
betragt die Halfte der nach Absatz 1 ermittelten Einwohnerzahl.

3) Die Zahl der Schadeinheiten ist null, wenn das Abwasser nach der Behandlung in einer

Abwasserbehandlungsanlage, die den allgemein anerkannten Regeln der Technik im Sinne des § 8
AbwAG entspricht, eingeleitet wird.
4) Die Abgabe betragt pro Schadeinheit 35,79 €.
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85
Heranziehung und Falligkeit
(1) Die Heranziehung erfolgt durch schriftlichen Bescheid, der mit einem Bescheid tGber andere Abgaben
des Abwasserzweckverbandes verbunden sein kann.
(2) Die Abgabe wird am 10. Januar fir das vorangegangene Kalenderjahr, friihestens aber einen Monat
nach Bekanntgabe des Bescheides fallig.
§6

Pflichten des Abgabepflichtigen
Der Abgabepflichtige hat die fur die Prifung und Berechnung der Abgabeanspriiche erforderlichen Auskinfte
zu erteilen.

87
Ordnungswidrigkeiten
Zuwiderhandlungen gegen 8 7 gelten als Ordnungswidrigkeiten im Sinne von § 18 Nr. 2 des Thiringer
Kommunalabgabengesetzes, sofern sie Abgabengefahrdungen darstellen.

§8
Anwendung des Thiringer Kommunalabgabengesetzes
Auf die Abgabe sind die Bestimmungen des Thiringer Kommunalabgabengesetzes entsprechend
anzuwenden, soweit nicht diese Satzung besondere Vorschriften enthalt.

g9
Inkrafttreten
Die Satzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung der Satzung im Amtsblatt des Landkreises Eichsfeld
(Amtsblatt der Aufsichtsbehdrde) in Kraft.

Ausfertigung:

Niederorschel, den 04. September 2003

(Siegel)
gez. Lintzel, Eckart
Verbandsvorsitzender

Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften, die sich aus der Thiringer Kommunalordnung oder
aus einer aufgrund der Thiringer Kommunalordnung erlassenen Vorschrift ergeben, ist unbeachtlich, wenn
sie nicht innerhalb eines Jahres nach Bekanntmachung dieser Satzung gegeniber dem Zweckverband unter
Bezeichnung des Sachverhalts, der die Verletzung begriinden soll, schriftlich geltend gemacht worden ist.
Ausgenommen sind die Vorschriften Gber die Genehmigung, die Ausfertigung oder die Bekanntmachung der
Satzung.
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Verwaltungskostenordnung des Wasser- und Abwasserzweckverbandes “Eichsfelder

Kessel*

Der Wasser- und Abwasserzweckverband ,Eichsfelder Kessel* erlaf3t aufgrund der 88 20 Abs. 2 und 23 des
Gesetzes Uber die Kommunale Gemeinschaftsarbeit (ThurKGG) i. V. m. 88 19 und 20 Thiringer
Kommunalordnung (ThirKO) und der 88 10 und 11 des Thuringer Kommunalabgabengesetzes (ThiUrKAG)
mit Beschlul der Verbandsversammlung vom 22.08.2003)

folgende Verwaltungskostenordnung:

1)

(2)
3)

1)

1)

)

1)
)

®3)

§1
Kostenpflichtige Amtshandlungen

Fur einzelne Amtshandlungen in Selbstverwaltungsangelegenheiten, die auf Veranlassung oder
Uberwiegend im Interesse einzelner vorgenommen worden sind, werden aufgrund dieser
Verwaltungskostensatzung in  Verbindung mit dem jeweils gultigen Kostenverzeichnis
Verwaltungskosten erhoben.

Kosten, die aufgrund von Gesetzen oder Satzungen des Zweckverbands erhoben werden, namentlich
Benutzungsgebtihren, bleiben von dieser Satzung unberuhrt.

Fur Amtshandlungen in Weisungsangelegenheiten gelten die Vorschriften des Thiringer
Verwaltungskostengesetzes.

§2
Kostenfreie Amtshandlungen
Kostenfrei sind Amtshandlungen, die
1. Uberwiegend im offentlichen Interesse vorgenommen werden oder
2. vom Wasserzweckverband in Ausiibung der offentlichen Gewalt veranlasst werden, es sei
denn, dass ein Dritter die Amtshandlung mittelbar veranlasst hat.

§3
Persdnliche Kostenfreiheit
Von der Entrichtung von Verwaltungskosten sind befreit:
1. die Bundesrepublik Deutschland, die Bundeslander sowie juristische Personen des
offentlichen Rechts, welche nach deren Haushaltspléanen fir ihre Rechnung verwaltet werden
oder diesen gleichgestellt sind;

2. Kirchen, Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften, welche die Rechtsstellung einer
Korperschaft des offentlichen Rechts haben;

3. Landkreise, Gemeinden, Gemeindeverbande und sonstige kommunale Koérperschaften des
offentlichen Rechts;

4 freie Wohlfahrtsverbéande.

Befreiungen und Erméafigungen, die auf besonderen gesetzlichen Vorschriften beruhen, bleiben
unberihrt.

§4

Kosten in besonderen Fallen
Wird ein Antrag ausschlie3lich wegen Unzusténdigkeit des Wasser- und Abwasserzweckverbandes
abgelehnt, so werden keine Kosten erhoben.
Wird ein Antrag auf Vornahme einer Amtshandlung zurlickgenommen, nachdem mit der sachlichen
Bearbeitung begonnen, die Amtshandlung aber noch nicht beendet ist, oder wird ein Antrag aus
anderen Griinden wegen Unzustandigkeit abgelehnt, oder wird eine Amtshandlung zurtickgenommen
oder widerrufen, so ermafigen sich die vorgesehenen Kosten um ein Viertel.
Die Stelle, welche die Kosten festsetzt, kann die Kosten erméafigen oder von der Erhebung absehen,
wenn dies mit Rucksicht auf die wirtschaftlichen Verhaltnisse des Kostenpflichtigen oder sonst aus
Billigkeitsgriinden geboten erscheint.

§5
Kostenglaubiger

Kostenglaubiger ist der Wasser- und Abwasserzweckverband “Eichsfelder Kessel.
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86
Kostenschuldner
(1) Zur Zahlung der Kosten ist verpflichtet,

1. wer die Amtshandlung veranlasst oder in wessen Interesse sie vorgenommen wird,
2. wer die Kosten durch eine vor dem Wasser- und Abwasserzweckverband abgegebene oder
ihm mitgeteilte Erklarung bernommen hat,
3. wer fUr die Kostenschuld eines anderen kraft Gesetzes haftet.
(2) Mehrere Kostenschuldner haften als Gesamtschuldner.
87
Kostenbemessung
(2) Die Hohe der Kosten richtet sich nach dem anliegenden Kostenverzeichnis zur
Verwaltungskostensatzung , das Bestandteil dieser Satzung ist.
(2) Soweit die Kosten nach dem Wert des Gegenstandes berechnet wird, ist der Wert zur Zeit der

Beendigung der Amtshandlung maR3gebend. Der Wert ist auf Verlangen nachzuweisen. Die Kosten
nach dem Wert des Gegenstandes betragt mindestens 0,50 €. Die Kosten steigen in Stufen von je
0,10 €, dabei werden Centbetrage Uber 0,05 € nach oben. Centbetrdge bis 0,05 € nach unten auf
volle 0,10 € abgerundet.

§8
Rahmenkosten
Bei Amtshandlungen, fur die in dem Kostenverzeichnis ein Rahmen festgelegt ist, werden die Kosten
bemessen

1. nach der Bedeutung des Gegenstandes und dem wirtschaftlichen Nutzen fur die Beteiligten und
2. nach dem mit der Vornahme der Amtshandlung verbundenen Aufwand.
§9
Pauschkosten

Die Kosten fur regelmaRig wiederkehrende Amtshandlungen kann auf Antrag fiir einen im voraus bestimmten
Zeitraum, jedoch nicht fur langer als ein Jahr, durch einen Pauschbetrag abgegolten werden.
Bei der Bemessung des Pauschbetrages ist der geringere Umfang der Verwaltungsarbeit zu bertcksichtigen.

§10
Auslagen
Werden bei der Amtshandlung besondere bare Auslagen notwendig, so sind sie zu erstatten, auch wenn die
Amtshandlung gebihrenfrei bleibt. Fir die Erhebung der Auslagen gelten die Vorschriften Uber die
Gebihrenerhebung entsprechend.

§11
Kostenentscheidung
(1) Die Kosten und Auslagen werden von Amts wegen festgesetzt. Die Entscheidung Uber die Kosten
und Auslagen soll, soweit mdglich, zusammen mit der Sachentscheidung ergehen.
(2) Aus der Kostenentscheidung miissen mindestens hervorgehen:
1. die kostenerhebende Behdrde,
2. der Kostenschuldner,
3. die kostenpflichtige Amtshandlung,
4, die als Kosten und Auslagen zu zahlenden Betrage,
5. wo, wann und wie die Kosten und die Auslagen zu zahlen sind.
3) Die Kostenentscheidung kann mundlich ergehen; sie ist auf Antrag schriftlich zu bestatigen. Soweit

sie schriftlich ergeht oder schriftlich bestatigt wird, sind auch die Rechtsgrundlagen fur die Erhebung
der Kosten (Kosten und Anlagen) sowie deren Berechnung anzugeben.

§12
Entstehen - Falligkeit
(1) Die Kostenschuld entsteht, soweit ein Antrag notwendig ist, mit dessen Eingang beim

Wasserzweckverband, im Ubrigen mit der Beendigung der kostenpflichtigen Amtshandlung. Die
Verpflichtung zur Erstattung von Auslagen entsteht mit der Aufwendung des zu erstattenden
Betrages.

(2) Die Kosten werden mit der Bekanntgabe der Kostenentscheidung an den Schuldner fallig, wenn nicht
der Wasser- und Abwasserzweckverband einen spateren Zeitpunkt bestimmt.
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(3) Eine Amtshandlung, die auf Antrag vorzunehmen ist, kann von der Zahlung eines angemessenen
Vorschusses oder von einer angemessenen Sicherheitsleistung bis zur Hohe der voraussichtlich
entstehenden Kosten und Auslagen abhéngig gemacht werden.

§13
Stundung, Erlass und Niederschlagung
Fiur die Stundung, den Erlass, die Niederschlagung und die Herabsetzung von Kostenforderungen gelten
gem. 8§ 15 Abs. 1 Nr. 4, 5 und 6 ThiurKAG die 8§ 163 Abs. 1 (abweichende Festsetzung wegen Unbilligkeit),
222 (Stundung), 227 Abs. 1 (Erlass) und 261 (Niederschlagung) der Abgabenordnung.

§14
Vollstreckung
Ruckstandige Kosten, die nach dieser Kostensatzung erhoben werden, unterliegen der Beitreibung im
Verwaltungsvollstreckungsverfahren nach den Bestimmungen des Thiringer Verwaltungszustellungs- und
Vollstreckungsgesetzes vom 07.08.1991.

§15
Rechtsbehelf
Gegen die Erhebung von Kosten aufgrund dieser Verwaltungskostensatzung sind die Rechtsbehelfe nach den
Bestimmungen der Verwaltungsgerichtsordnung gegeben. Durch Einlegung eines Rechtsbehelfs gegen die
Heranziehung zu Kosten nach dieser Kostenordnung wird die Verpflichtung zur Zahlung nicht aufgehoben.

§16
Mahnkosten
Fir jede Mahnung werden Kosten in Héhe von 2,50 € erhoben.

§17
Inkrafttreten
Die Satzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung der Satzung im Amtsblatt des Landkreises Eichsfeld
(Amtsblatt der Aufsichtsbehorde) in Kraft.

Ausgefertigt:

Niederorschel, den 04. September 2003

(Siegel)
Eckart Lintzel
Verbandsvorsitzender

Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften, die sich aus der Thiringer Kommunalordnung oder
aus einer aufgrund der Thiringer Kommunalordnung erlassenen Vorschrift ergeben, ist unbeachtlich, wenn
sie nicht innerhalb eines Jahres nach Bekanntmachung dieser Satzung gegeniiber dem Zweckverband unter
Bezeichnung des Sachverhalts, der die Verletzung begriinden soll, schriftlich geltend gemacht worden ist.
Ausgenommen sind die Vorschriften Uber die Genehmigung, die Ausfertigung oder die Bekanntmachung der
Satzung.
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Kostenverzeichnis zur Verwaltungskostenordnung des Wasser- und Abwasserzweckverbandes “Eichsfelder
Kessel"

A
Allgemeine Verwaltungskosten
1. Genehmigungen / Erlaubnisse auf Grund der Entwasserungssatzung:
1.1. Entwasserungsgenehmigungen gem. § 10 der Satzung fur die 6ffentliche Entwasserungseinrichtung
bei einem Wert der Entwasserungsanlage auf dem anzuschlieBenden Grundstiick (Grundleitung
einschl. Kontrollschacht)

bis zu 500 € 10,00 €
jede weitere angefangene 500 € 2,50 €
fur jeden Nachtrag je angefangene 500 € 2,50 €
mindestens 10,00 €
1.2. Abnahme der Abwasseranlagen je angefangene halbe Arbeitsstunde 8,00 €
1.3 Sonstige Prifungsmalinahmen je angefangene halbe Arbeitsstunde 8,00 €
1.4, Befreiung von Anschluss- und Benutzungszwang 5,00 - 150,00 €

1.5. Genehmigung zur Einleitung von Abwasser aul3ergewdhnlicher Art

die stadtische Abwasseranlagen gem. 88 15 Abs. 3 und 16 der

Satzung fir 6ffentliche Entwésserungseinrichtung 50,00 — 150,00 €
1.6. Entnahme und Untersuchung von Abwasserproben, die durch

satzungswidrige Benutzung oder satzungswidriges Handeln des

Anschlussnehmers erforderlich werden 50,00 — 250,00 €
2. MafRnahmen im Zusammenhang eines Wasserversorgungsverhaltnisses
2.1. Abnahme der Versorgungsanlagen je angefangene halbe Arbeitsstunde 8,00 €
2.2. Sonstige Prifungsmalinahmen je angefangene halbe Arbeitsstunde 8,00 €
2.3. Befreiung von Anschluss- und Benutzungszwang 5,00 — 150,00 €

2.4, Entnahme und Untersuchung von Wasserproben, die durch
satzungswidrige Benutzung oder satzungswidriges Handeln des

Anschlussnehmers erforderlich werden 50,00 — 250,00 €
3. Abschriften, Abzlge, Vervielfaltigungen, Fotokopien
a) Abschriften oder Ausziige aus Akten, ¢ffentlichen Ver-
handlungen, amtlich gefiihrten Biichern, Statistiken,
Rechnungen u.a. fur jede angefangene Seite DIN A 4 2,50 €
DINAS 150¢€
b) Schwierige Abschriften oder Ausziige, insbesondere bei

fremdsprachigen, wissenschaftlichen, tabellarischen oder
schwer lesbaren Texten

fur jede angefangene Seite DINA 4 4,00 €
DINAS 3,00 €
C) Zweitstiicke (Duplikate) von Urkunden (Bescheid,

Genehmigung, Erlaubnis, Zulassung u.&.)
soweit nichts anderes bestimmt ist, ¥z der fur die Amtshandlung

erhobenen Geblhr mindestens 250€
d) Durchschriften je angefangene Seite 0,50 €
e) Druckstiicke von Verbandssatzungen, Gebuhrenordnungen,

Planen, sonstigen Vordrucken usw. je angefangene Seite 0,80 €
f) Schriftliche Aufnahme eines Antrages oder einer Erkléarung,

die von Privatpersonen zu deren Nutzen gewinscht wird

je angefangene Seite 1,00 €
9) Bei Vervielféaltigungsarbeiten, die in Umdruck-, Offset- und

ahnlichen Verfahren hergestellt werden, ist die Gebuhr nach
Umfang und Schwierigkeit der Leistung sowie nach Sach- und
Zeitaufwand zu berechnen. Das gleiche gilt fiir die EDV-Anlage

h) Fotokopien DIN A 4 je Stuck 0,50 €
i) Fotokopien DIN A 3 je Stiick 0,80 €
) Schriftliche Auskinfte je angefangene Seite 2,00 €
k) Einsichtnahme in Akten, Plane und sonstiges Schriftgut
aa) zwecks Auskunft 150 €
bb) zur Ausfertigung von Auszligen je angefangene Seite 250€
- 426 -
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4. Ausfertigungen, Bescheinigungen
a) Ausstellen von Schachterlaubnissen 10,00 €
b) Ausstellen von Stellungnahmen 5,00 €
c) Bescheinigungen bei besonderer Mithewaltung und erheb-
lichem Aufwand
je angefangene halbe Stunde 5,00 €
jedoch nicht mehr als 15,00 €

B
Besondere Verwaltungskosten
Bau- und Grundstiicksangelegenheiten
a) Bescheinigung tuber Anliegerleistungen 5,00 €
b) Schriftliche Auskunft tber den ErschlieBungsstand 500 €

Satzung Uber den Anschluss an die o6ffentliche Wasserversorqgung und deren
Benutzung des Wasser- und Abwasserzweckverbandes ,Eichsfelder Kessel*

Praambel

Aufgrund der § 16 ff. des Thiringer Gesetzes uUber die Kommunale Gemeinschaftsarbeit (ThirKGG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 10. Oktober 2001 (GVBI. S. 290), i. V. m. 88 19 und 20 der Thiringer
Gemeinde- und Landkreisordnung (Thiringer Kommunalordnung — ThiurKO) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 28. Januar 2003 (GVBI. S. 41), i. V. m. 88 2, 7, 12 des Thiringer
Kommunalabgabengesetztes (ThurKAG) vom 19.09.2000 (GVBI. Seite 301), zuletzt ge&ndert durch Gesetz
vom 14.09.2001 (GVBI. Seite 257), erlasst der Wasser- und Abwasserzweckverband ,Eichsfelder Kessel“ mit
Beschluss der Verbandsversammlung vom 20.08.2003 folgende Satzung:

g1
Allgemeines
Der Wasser- und Abwasserzweckverband ,Eichsfelder Kessel* betreibt zur Versorgung der Grundstiicke
seines Verbandsgebietes mit Trinkwasser eine 6ffentliche Einrichtung.

§2
Grundstucksbegriff — Grundstiickseigentimer

(1) Grundstiick im Sinne dieser Satzung sind katastermafig abgegrenzte Teile der Erdoberflache, die im
Bestandsverzeichnis des Grundbuchs unter einer besonderen Nummer eingetragen sind. Mehrere
Grundstiicke oder Teile von Grundstiicken im Sinne des Grundbuchrechts stellen ein Grundstiick im
Sinne dieser Satzung dar, wenn sie wegen verbindlicher planerischer Festsetzungen oder wegen der
tatsachlichen Gelandeverhaltnisse nur gemeinsam baulich oder gewerblich nutzbar sind, wenn sie
aneinander grenzen und die Eigentiimer identisch sind.

(2) Die Vorschriften dieser Satzung fur Grundstlickseigentiimer gelten auch fur Erbbauberechtigte und
Inhaber eines dinglichen Nutzungsrechts im Sinne des Art. 233 8 4 EGBGB. Von mehreren dinglich
am Grundstuck Berechtigten ist jeder einzelne berechtigt und verpflichtet.

§3
Anschluss- und Benutzungsrecht
(1) Jeder Grundstlckseigentimer kann verlangen, dass sein Grundstiick nach MalRgabe dieser Satzung
an die Wasserversorgungseinrichtung angeschlossen und mit Wasser (Trinkwasser) beliefert wird.
(2) Das Anschluss- und Benutzungsrecht erstreckt sich nur auf solche Grundstiicke, die durch eine

Versorgungsleitung erschlossen werden. Der Grundstiickseigentimer kann nicht verlangen, dass eine
neue Versorgungsleitung hergestellt oder eine bestehende Versorgungsleitung geéandert wird. Welche
Grundstiicke durch eine Versorgungsleitung erschlossen werden, bestimmt der Zweckverband.

3) Der Zweckverband kann den Anschluss eines Grundstiicks an eine bestehende Versorgungsleitung
versagen, wenn die Wasserversorgung wegen der Lage des Grundsticks oder aus sonstigen
technischen oder betrieblichen Griinden dem Zweckverband erhebliche Schwierigkeiten bereitet oder
besondere Malinahmen erfordert, es sei denn, der Grundstickseigentimer Ubernimmt die
Mehrkosten, die mit dem Bau und Betrieb zusammenhangen und leistet auf Verlangen Sicherheit.

(4) Der Zweckverband kann das Benutzungsrecht in begriindeten Einzelféllen ausschlieRen oder
einschranken. Das gilt nicht, soweit die Bereitstellung von Wasser in Trinkwasserqualitat oder die
Bereitstellung von Wasser fur die Vorhaltung von Loschwasser erforderlich ist.
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g4
Anschlusszwang
Wer zum Anschluss berechtigt ist (8§ 3), ist verpflichtet, die Grundstiicke, auf denen Wasser verbraucht wird,
an die offentliche Wasserversorgungseinrichtung anzuschlieBen (Anschlusszwang). Ein Anschlusszwang
besteht nicht, wenn der Anschluss rechtlich oder tatsachlich unmdéglich ist.

85
Befreiung vom Anschlusszwang
Von der Verpflichtung zum Anschluss wird der Grundstickseigentiimer auf Antrag ganz oder zum Teil befreit,
wenn der Anschluss ihm aus besonderen Griinden auch unter Bericksichtigung der Erfordernisse des
Gemeinwohls nicht zumutbar ist. Der Antrag auf Befreiung ist unter Angabe der Grunde schriftlich beim
Zweckverband einzureichen.

§6
Benutzungszwang
Grundstiicke, die an die offentliche Wasserversorgungseinrichtung angeschlossen sind, haben ihren
gesamten Wasserbedarf (Trinkwasser) im Rahmen des Benutzungsrechts (8 3) ausschlie3lich aus dieser
Anlage zu decken (Benutzungszwang). Verpflichtet sind die Grundstickseigentimer und alle Benutzer der
Grundstiicke.

§7
Befreiung vom Benutzungszwang

(1) Von der Verpflichtung zur Benutzung kann der Zweckverband auf Antrag ganz oder teilweise eine
Befreiung erteilen, wenn die Benutzung aus besonderen Griinden auch unter Bertcksichtigung der
Erfordernisse des Gemeinwohls nicht zumutbar ist.

(2) Von der Benutzung fur einen bestimmten Verbrauchszweck oder Teilbedarf ist auch dann Befreiung
zu erteilen, soweit dies fur die 6ffentliche Wasserversorgung wirtschaftlich zumutbar ist und nicht
andere Rechtsvorschriften oder Grinde der Volksgesundheit entgegenstehen.

3) Der Antrag auf Befreiung / Teilbefreiung ist unter Angabe der Griinde schriftlich beim Zweckverband
einzureichen. Die Befreiung kann auch befristet, unter Bedingungen, Auflagen oder
Widerrufsvorbehalt erteilt werden.

4) Der Grundstiickseigentimer hat dem Zweckverband die Errichtung oder Inbetriebnahme einer
Eigengewinnungsanlage mitzuteilen. Dasselbe gilt, wenn eine solche Anlage nach dem Anschluss
des Grundstiicks an die offentliche Wasserversorgung weiter betrieben werden soll. Der Eigentimer
hat durch geeignete MalRnahmen sicherzustellen, dass von seiner Eigengewinnungsanlage keine
Ruckwirkungen auf die 6ffentliche Wasserversorgungsanlage maglich ist.

§8
Anordnungen fur den Einzelfall, Zwangsmittel, Ordnungswidrigkeiten
(1) Der Zweckverband kann zur Erfullung der nach dieser Satzung bestehenden Verpflichtungen
Anordnungen fur den Einzelfall erlassen.
(2) Fur die Erzwingungen der in dieser Satzung vorgeschriebenen Handlungen, Duldungen oder

Unterlassungen gelten die Vorschrifften des Thiringer Verwaltungszustellungs-  und

Vollstreckungsgesetzes.

3) Ordnungswidrigkeiten im Sinne des 8§ 19 Abs. 2 der Thiringer Kommunalordnung vom 14.04.1998

(GVBI. Seite 73) handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig

1. entgegen dem Anschlusszwang nach § 4 sein Grundstick nicht an die &ffentliche
Wasserversorgungsanlage anschlief3t,

2. entgegen dem Benutzungszwang nach § 6 seinen gesamten Bedarf an Wasser im Rahmen des
Benutzungsrechts nicht ausschlie3lich aus der o6ffentlichen Wasserversorgungsanlage deckt,
ohne dass hierfir eine Befreiung vom Benutzungszwang erteilt wurde,

3. entgegen der Mitteilungspflicht nach § 7 Abs. 4 von der Errichtung, der Inbetriebnahme oder dem
Weiterbetrieb einer Eigengewinnungsanlage keine Mitteilung macht.

4) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer GeldbulRe von bis zu 5.000,00 € geahndet werden (§ 20 Abs. 3

ThirkKO)
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89
AVBWasserV
Das Wasserlieferungsverhaltnis, insbesondere der Anschluss an das Versorgungsnetz und die Versorgung
mit Trinkwasser unterliegen den Regeln der Verordnung tber Allgemeine Bedingungen fiir die Versorgung mit
Wasser (AVBWasserV) vom 20.06.1980 (BGBI. Seite 684), zuletzt geandert durch (BGBI 2002 und den
.Erganzenden Bestimmungen des Wasser- und Abwasserzweckverbandes ,Eichsfelder Kessel* zur
AVBWasserV" in der jeweils glltigen Fassung.

§10
Inkrafttreten
Die Satzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung der Satzung im Amtsblatt des Landkreises Eichsfeld
(Amtsblatt der Aufsichtsbehdrde) in Kraft.

Ausgefertigt:

Niederorschel, den 04. September 2003

Siegel
Eckart Lintzel
Verbandsvorsitzender

Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften, die sich aus der Thiringer Kommunalordnung oder
aus einer aufgrund der Tharinger Kommunalordnung erlassenen Vorschrift ergeben, ist unbeachtlich, wenn
sie nicht innerhalb eines Jahres nach Bekanntmachung dieser Satzung gegeniiber dem Zweckverband unter
Bezeichnung des Sachverhalts, der die Verletzung begriinden soll, schriftlich geltend gemacht worden ist.
Ausgenommen sind die Vorschriften Uber die Genehmigung, die Ausfertigung oder die Bekanntmachung der
Satzung.

Betriebssatzunqg des Wasser- und Abwasserzweckverbandes ,Eichsfelder Kessel”

Artikel |
Aufgrund des 8§ 23 Abs. 1 und 8 36 des Gesetzes Uber die kommunale Gemeinschaftsarbeit (KGG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 10. Oktober 2001 (GVBI. S. 290), des § 19 und § 76 der Thuringer
Kommunalordnung (ThirKO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Januar 2003 (GVBI. S. 41), des §
1 der Thiringer Eigenbetriebsverordnung (ThUrEBV) in der jeweils giiltigen Fassung und des 8§ 9 Pkt. 2 der
Verbandssatzung des Wasser- und Abwasserzweckverbandes ,Eichsfelder Kessel* in der jeweils gultigen
Fassung hat die Verbandsversammlung folgende Betriebssatzung beschlossen.

§1
Gegenstand und Zweck des Eigenbetriebes
(1) Die Wasserversorgungsanlagen und Abwasserbeseitigungseinrichtungen des Zweckverbandes

werden als Eigenbetrieb nach der Thiringer Eigenbetriebsverordnung (ThUurEBV) und den
Bestimmungen dieser Satzung gefihrt.
(2) Der Zweck des Eigenbetriebes einschlielich etwaiger Hilfs- und Nebenbetriebe ist es,
a) Schmutz- und Niederschlagswasser von den Grundsticken im Verbandsgebiet abzuleiten und
unschadlich zu beseitigen,
b) die Grundsticke im Verbandsgebiet mit Trinkwasser, Brauchwasser sowie mit Wasser flr
offentliche Zwecke zu versorgen.

3) Der Eigenbetrieb hat die Wasserversorgungsanlagen und Abwasserbeseitigungseinrichtungen nach
wirtschaftlichen Grundsatzen zu unterhalten, zu ergédnzen und auszubauen.
(4) Der Eigenbetrieb kann alle seinen Betriebszweck fordernden und ihn wirtschaftlich beriihrenden

Geschaften zu betreiben.
(5) Der Eigenbetrieb verfolgt nicht die Absicht der Gewinnerzielung.

Amtsblatt fur den Landkreis Eichsfeld / Nr.: 42 Heilbad Heiligenstadt, den 29.09.2003



Veroffentlichungen sonstiger Stellen

§2
Stammkapital

Das Stammkapital des Eigenbetriebes

a)
b)

fir den Bereich Wasser betragt 5.112.918,81 €.
fir den Bereich Abwasser betragt 5.112.918,81 €.
§3

Fur den Eigenbetrieb zustdndige Organe

Zustandige Organe fur die Angelegenheiten des Eigenbetriebes sind:
Werkleitung (8§ 4),

Werksausschuss (8§ 5),

Verbandsversammlung (§ 6),

Verbandsvorsitzender (8§ 7).

1)
(@)

®3)

(4)

()

1)

)
®3)
(4)

§4
Werkleitung
Die Werkleitung besteht aus zwei Mitgliedern, einem Werkleiter und seinem Stellvertreter, dem
Technischen Leiter. Sie wird von der Verbandsversammlung bestellt.
Der Werkleiter fiihrt die laufenden Geschéfte des Eigenbetriebes. Laufende Geschéfte sind insbesondere:

a) Die selbstéandige verantwortliche Leitung des Eigenbetriebes einschlie3lich Organisation und
Geschaftsleitung.
b) Wiederkehrende Geschéfte, z. B. Werk- und Dienstvertrage, Beschaffung von Roh-, Hilfs- und

Betriebsstoffen sowie Investitionsguter des laufenden Bedarfes, auch soweit die Gegenstande
auf Lager genommen werden.

C) Der Abschluss von Vertragen mit Sonderkunden.
d) Personaleinsatz.
e) Personalangelegenheiten:

1. Ernennung, Einstellung, Beférderung, Hoherstufung, Abordnung, Versetzung,
Ruhestandsversetzung und Entlassung bei Beamten bis Besoldungsgruppe A 9 mittlerer
Dienst, bei Angestellten bis BAT V a und bei Arbeitern,

2. Entscheidung uber Altersteilzeit,

3. Dienstrechtliche MalZnahmen.

f) Die Bewirtschaftung der in einem Einzelplan veranschlagten Aufwendungen und Ertrdgen
einschlielich Aufstellung des Wirtschaftsplanes, des Jahresabschlusses, des Finanzplanes,
der Kostenrechnung und die Fuhrung der Blcher.

Die Werkleitung bereitet in den Angelegenheiten des Eigenbetriebes die Beschlisse der
Verbandsversammlung, des Verbandsausschusses und des Werksausschusses vor.
Verbandsversammlung und Werksausschuss geben ihr in Angelegenheiten des Eigenbetriebes die
Mdoglichkeit zum Vortrag.

Die Werkleitung nimmt an Sitzungen der Verbandsversammlung, des Verbandsausschusses und des
Werksausschusses mit beratender Stimme teil. Sie ist berechtigt und auf Verlangen verpflichtet, ihre
Ansicht zu einem Beratungsgegenstand darzulegen.

Der Werkleiter hat dem Verbandsvorsitzenden und dem Werksausschuss halbjahrlich Zwischenberichte
Uber die Entwicklung der Ertrdge und Aufwendungen sowie Uber die Abwicklung des Vermdgensplanes
schriftlich vorzulegen.

§5

Werksausschuss
Der Werksausschuss des Zweckverbandes besteht aus sieben Mitgliedern. Ihm gehéren der
Verbandsvorsitzende, der Stellvertretende Vorsitzende und finf von der Verbandsversammlung zu
wahlende Verbandsrate an. In den Werksausschuss kénnen beratende Mitglieder berufen werden.
Der Werksausschuss kann jederzeit von der Werkleitung Giber den Gang der Geschéfte und die Lage des
Unternehmens Berichterstattung verlangen.
Der Werksausschuss ist als vorberatender Ausschuss in allen Angelegenheiten des Eigenbetriebes tatig,
die dem Beschluss der Verbandsversammlung bzw. des Verbandsausschusses unterliegen.
Der Werksausschuss entscheidet als beschlieRender Ausschuss Uber alle Werksangelegenheiten, soweit
nicht die Werkleitung, die Verbandsversammlung, der Verbandsausschuss oder der
Verbandsvorsitzender zusténdig ist, insbesondere Uber
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1)

)

1)

)

1)

(2)

(1)
()

)
g)
h)

den Erlass einer Dienstanweisung fur die Werkleitung

Mehrausgaben fir einzelne Vorhaben des Vermdgensplanes, die 10 % des Ansatzes, mindestens
jedoch den Betrag von 26.000,00 € Ubersteigen.

erfolgsgefahrdende Minderertrage und/oder Mehraufwendungen, wenn diese im Einzelfall mehr als 1
v. H. der Gesamtausgaben des Erfolgsplanes betragen.

nicht aufzubringende, jedoch im Vermdégensplan veranschlagte Deckungsmittel. In diesem Fall
werden Einsparungen bei den Ausgaben des Vermégensplanes angeordnet, ggf. die Ausfiihrung von
weiteren geplanten Vorhaben zur Aussetzung gebracht.

die Vergabe von Lieferungen und Leistungen im Rahmen des Vermdégensplanes, wenn der
Gegenstandswert im Einzelfall 6.000,00 € Ubersteigt.

Erlass von Forderungen und Abschluss von aufergerichtlichen Vergleichen, soweit der
Gegenstandswert im Einzelfall mehr als 3.000,00 € betragt.

die Einleitung eines Rechtsstreits (Aktivprozess), soweit der Streitwert mehr als 6.000,00 € im
Einzelfall betragt.

Personalangelegenheiten: Ernennung, Einstellung, Beférderung, Ho6herstufung, Abordnung,
Versetzung, Ruhestandsversetzung und Entlassung bei Beamten ab Besoldungsgruppe A 10 mittlerer
Dienst, bei Angestellten ab BAT IV b.

den Vorschlag an die Verbandsversammlung, den Jahresabschluss festzustellen und uber die
Behandlung des Ergebnisses zu entscheiden.

86
Verbandsversammlung
Die Verbandsversammlung beschliel3t Gber

a) Bestellung des Werksausschusses und seine Mitglieder,

b) Bestellung der Werkleitung sowie Berufung und Abberufung ihrer Mitglieder und deren
Stellvertreter sowie Regelung der Dienstverhdltnisse,

C) Feststellung und Anderung des Wirtschaftsprifers,

d) Bestellung des Prufers fur den Jahresabschluss,

e) Feststellung des gepriften Jahresabschlusses, Verwendung des Jahresgewinnes,
Behandlung des Jahresverlustes sowie die Entlastung der Werkleitung,

f) die Ruckzahlung von Eigenkapital,

9) wesentliche Anderungen des Betriebsumfanges des Zweckverbandes, insbesondere
die Ubernahme von neuen Aufgaben, soweit die Verbandsmitglieder einverstanden sind,

h) die Anderung der Rechtsform des Eigenbetriebes.

Die Verbandsversammlung kann die Entscheidung in weiteren Angelegenheiten, fur die der
Werksausschuss zustandig ist, im Einzelfall an sich ziehen.

87
Zustandigkeit des Verbandsvorsitzenden

Der Verbandsvorsitzende ist Vorsitzender des Werksausschusses. Er ist Dienstvorgesetzter der im
Eigenbetrieb eingesetzten Bediensteten, soweit er seine Befugnisse nicht auf die Werkleitung
Ubertragen hat.

Der Verbandsvorsitzende entscheidet anstelle der Verbandsversammlung, des Verbandsausschusses
und des Werksausschusses in Angelegenheiten, deren Erledigung nicht ohne Nachteile fir den
Zweckverband bis zu einer Sitzung der Verbandsversammlung, des Verbandsausschusses oder des
Werksausschusses aufgeschoben werden kénnen.

§8
Vertretungsbefugnis
Die Werkleitung vertritt den Zweckverband in Werksangelegenheiten gerichtlich und auf3ergerichtlich.
Weiterhin ist der Werkleiter des Zweckverbandes berechtigt, hoheitliche Entscheidungen zu treffen,
soweit der Verbandsvorsitzende den Werkleiter hierzu erméachtigt hat.
Der Werkleiter kann seine Vertretungsbefugnis fur bestimmte Angelegenheiten allgemein oder im
Einzelfall auf Bedienstete des Zweckverbands ubertragen.

§9
Verpflichtungserklarungen
Verpflichtende Erklarungen bedurfen der Schriftform; die Unterzeichnung erfolgt handschriftlich unter
dem Namen des Zweckverbandes durch den Vertretungsberechtigten.
Der Werkleiter unterzeichnet ohne Beifligung eines Vertretungszusatzes, der Stellvertreter mit dem
Zusatz ,in Vertretung” andere Vertretungsberechtigte mit dem Zusatz ,.im Auftrag”.
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§10
Wirtschaftsjahr

Das Wirtschaftsjahr des Eigenbetriebes ist das Kalenderjahr.

(1)

(2)

(1)
()

§11
Wirtschaftsfihrung und Rechnungswesen

Der Zweckverband ist nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten zu fihren. Die Wasserversorgung und
die Abwasserentsorgung hat so gut und preiswert wie moglich zu erfolgen. Im Ubrigen gelten die
Vorschriften der Thiringer Eigenbetriebsverordnung (ThUrEBV) uber Wirtschaftsfuhrung und
Rechnungswesen.

Die Werkleitung hat den Jahresabschluss, den Lagebericht und die Erfolgsuibersicht bis zum Ablauf
von 6 Monaten nach Schluss des Wirtschaftsjahres aufzustellen, zu unterschreiben und vorzulegen.

§12
Inkrafttreten
Die Betriebssatzung wird der Rechtsaufsichtsbehdrde angezeigt und im Amtsblatt des Landkreises
Eichsfeld offentlich bekannt gemacht.
Die Satzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung der Satzung im Amtsblatt des Landkreises
Eichsfeld (Amtsblatt der Aufsichtsbehorde) in Kraft.

Ausfertigung:

Niederorschel, den 4. September 2003

(Siegel)
Lintzel, Eckart
Verbandsvorsitzender

Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften, die sich aus der Thiringer Kommunalordnung oder
aus einer aufgrund der Thiringer Kommunalordnung erlassenen Vorschrift ergeben, ist unbeachtlich, wenn
sie nicht innerhalb eines Jahres nach Bekanntmachung dieser Satzung gegeniiber dem Zweckverband unter
Bezeichnung des Sachverhalts, der die Verletzung begriinden soll, schriftlich geltend gemacht worden ist.
Ausgenommen sind die Vorschriften tUber die Genehmigung, die Ausfertigung oder die Bekanntmachung der
Satzung.
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Entwésserungssatzung des Wasser- und Abwasserzweckverbandes ,Eichsfelder

Kessel*

Gemal der 88 20 Abs. 2 und 23 des Gesetzes uber die kommunale Gemeinschaftsarbeit (ThirKGG) vom 10.
Oktober 2001 (GVBI. S. 290), i. V. m den 88 19 Abs. 1 und 20 Abs. 2 Thiringer Gemeinde- und
Landkreisordnung (Thiringer Kommunalordnung — ThirKO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 28.
Januar 2003 (GVBI. S. 41) beschlieBt die Verbandsversammlung in ihrer Sitzung am 20.08.2003
nachfolgende Entwasserungssatzung:

1)

(@)

©)

(4)

(1)
)

Artikel |
Allgemeine Bestimmungen

g1
Offentliche Einrichtung

Der Zweckverband ist, soweit ihm seine Mitgliedsgemeinden die Aufgabe der Abwasserbeseitigung

Ubertragen haben, an deren Stelle abwasserbeseitigungspflichtige Korperschaft. Die

Abwasserbeseitigungspflicht umfasst das Sammeln, Fortleiten, Behandeln, Einleiten des im

Verbandsgebiet anfallenden Abwassers.

Der Zweckverband betreibt zur Abwasserbeseitigung eine einheitliche o6ffentliche Einrichtung,

bestehend aus:

a) der leitungsgebundenen Entwasserungseinrichtung als Zusammenfassung aller vom
Zweckverband selbst oder in seinem Auftrag betriebenen Anlagen, die dem Sammeln, Fortleiten,
Behandeln, Einleiten des im Verbandsgebiet anfallenden Abwassers dienen,

b) der Fékalschlammentsorgung als Zusammenfassung aller Anlagen bzw. Anlagenteile, die der
Entnahme und dem Transport sowie der Behandlung des Entsorgungsguts als Kleinklaranlagen
und abflusslosen Gruben dienen.

Zur Entwasserungseinrichtung des Zweckverbandes gehoren auch die Grundstiicksanschliisse bis

zur Grundstiicksgrenze, soweit sie sich im 6ffentlichen Grund und Boden befinden.

Art, Lage und Umfang der Entwasserungseinrichtung sowie den Zeitpunkt ihrer Herstellung,

Erweiterung, Erneuerung, Anderung, Sanierung oder Beseitigung bestimmt der Zweckverband.

§2
Grundstucksbegriff - Grundstlckseigentimer
Grundstiick im Sinne dieser Satzung ist grundsatzlich das Grundstiick im buirgerlichrechtlichen Sinne.
Die in dieser Satzung fur die Grundstickseigentimer erlassenen Vorschriften gelten auch fir
Erbbauberechtigte oder ahnliche zur Nutzung eines Grundstlicks dinglich Berechtigte. Von mehreren
dinglich Berechtigten ist jeder berechtigt und verpflichtet; sie haften als Gesamtschuldner.

§3
Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Satzung haben die nachstehenden Begriffe folgende Bedeutung:
Abwasser ist Wasser, das durch hauslichen, gewerblichen, landwirtschaftlichen oder sonstigen

Gebrauch verunreinigt oder sonst in seinen Eigenschaften veréndert ist (Schmutzwasser)
oder das von Niederschlagen aus dem Bereich von bebaute oder befestigten Flachen abflief3t.
Die Bestimmungen dieser Satzung gelten nicht fir das in landwirtschaftlichen Betrieben
anfallende Abwasser, einschlief3lich Jauche und Giille, das dazu bestimmt ist, auf
landwirtschaftlich, forstwirtschaftlich oder gartnerisch genutzte Béden aufgebracht zu werden.

Kanéle sind Mischwasserkanéle, Schmutzwasserkanéle, Strallenentwéasserungskandale oder
Regenwasserkanale einschlie3lich der Sonderbauwerke wie z.B. Regenrickhaltebecken,
Pumpwerke, Regeniberlaufe.

Schmutz-

wasserkanale dienen ausschlieBlich der Aufnahme von Schmutzwasser.

Misch-

wasserkandle sind zur Aufnahme von Niederschlags- und Schmutzwasser bestimmt.

Stral3enent-
wasserungs-

kanale

sind zur Aufnahme von Niederschlagswasser aus dem StralRenraum bestimmt.
-433 -
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Niederschlags-
wasserkanédle dienen ausschlieRlich der Aufnahme von Niederschlagswasser.

Sammelkléar-

anlage ist eine Anlage zur Reinigung des in den Kanalen gesammelten Abwassers einschlieR3lich der
Ableitung zum Gewasser.

Grundsticks-

anschlisse sind die Leitungen vom Kanal bis zum Kontrollschacht an der Grundsticks-

(Anschluss- grenze oder diese selbst.

kanale)

Grundstucks-

entwasserungs-

anlagen sind die Einrichtungen eines Grundstiicks, die dem Ableiten des Abwassers dienen, bis
einschlieBlich des Kontrollschachts bzw. der Grundstiicksklaranlage.

Grundsticks-

klaranlagen sind Anlagen eines Grundsticks zur Behandlung von Abwasser. Gruben zur Sammlung des

Abwassers sind den Grundstiicksklaranlagen gleichgestellt.

Fakalschlamm ist der Anteil des Abwassers, der in der Grundstiicksklaranlage zurtickgehalten wird und im

1)

)

3)

(1)

Rahmen der offentlichen Entsorgung in Abwasseranlagen eingeleitet oder eingebracht wird.

Artikel Il
Leitungsgebundene Entwasserungseinrichtung

§4
Anschluss- und Benutzungsrecht

Jeder Grundstlckseigentimer kann verlangen, dass sein Grundstick, das durch einen Kanal
anschlieBbar ist, nach Malgabe dieser Satzung an die Offentliche Entwasserungsanlage
angeschlossen wird. Ein Grundstlck ist in der Regel dann durch einen Kanal erschlossen, wenn es
unmittelbar an eine kanalisierte Strale angrenzt. Es gilt grundsétzlich auch dann als erschlossen,
wenn fir die Grundstlicksentwasserung besondere technische Vorrichtungen (z.B. Einbau einer
Hebeanlage) erforderlich sind. Auch Hinterliegergrundstiicke sind von der Entwasserungseinrichtung
erschlossen, wenn ein Grundstiicksanschluss Uber das Vorderliegergrundstick rechtlich und
tatsdchlich mdoglich ist. Er ist berechtigt, nach MaRgabe der 88 14 bis 16 alles Abwasser in die
offentliche Entwéasserungsanlage einzuleiten. Welche Grundstiicke durch einen Kanal erschlossen
werden, bestimmt der Zweckverband. Der Grundstiickseigentiimer kann unbeschadet weitergehender
bundes- und landesgesetzlicher Vorschriften nicht verlangen, dass neue Kandle hergestellt oder
bestehende Kanale geadndert werden.
Ein Anschluss- und Benutzungsrecht besteht nicht,
1. wenn das Abwasser wegen seiner Art oder Menge nicht ohne weiteres von der offentlichen

Entwasserungsanlage ibernommen werden kann und besser von demjenigen behandelt wird,

bei dem es anfallt;

2. solange eine Ubernahme des Abwassers technisch oder wegen des unverhaltnisméaRig hohen
Aufwandes nicht moglich ist;
3. wenn die gesonderte Behandlung des Abwassers wegen der Siedlungsstruktur das Wohl der

Allgemeinheit nicht beeintréachtigt.
Unbeschadet des Absatzes 2 besteht ein Benutzungsrecht nicht, soweit eine Versickerung oder
anderweitige Beseitigung von Niederschlagswasser ordnungsgemal mdoglich ist. Der Zweckverband
kann hiervon Ausnahmen zulassen oder bestimmen, wenn die Ableitung von Niederschlagswasser
aus betriebstechnischen Griinden erforderlich ist.

§5
Anschluss- und Benutzungszwang
Die zum Anschluss Berechtigten (8 4 Abs. 1) sind verpflichtet, bebaute und auch unbebaute
Grundstiicke, wenn dort Abwasser anféllt, an die offentliche Entwasserungsanlage anzuschlieR3en
(Anschlusszwang). Ein Anschlusszwang besteht nicht, wenn der Anschluss rechtlich oder tatséchlich
unmdglich ist. Ein Grundstick gilt als bebaut, wenn auf ihm bauliche Anlagen,
-434 -
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bei deren Benutzung Abwasser anfallen kann, dauernd oder voriibergehend vorhanden sind.

Von Grundstiicken, die an die 6ffentliche Entwésserungsanlage angeschlossen sind oder von denen
der Fakalschlamm entsorgt wird, ist im Umfang des Benutzungsrechts alles Abwasser in die
offentliche  Entwéasserungsanlage einzuleiten (Benutzungszwang). Verpflichtet sind die
Grundstiickseigentimer und alle Benutzer der Grundstiicke. Sie haben auf Verlangen des
Zweckverbandes die dafir erforderliche Uberwachung zu dulden.

§6
Befreiung vom Anschluss- oder Benutzungszwang
Von der Verpflichtung zum Anschluss oder zur Benutzung wird auf Antrag ganz oder zum Teil befreit,
wenn der Anschluss oder die Benutzung aus besonderen Griinden auch unter Berlicksichtigung der
Erfordernisse des Gemeinwohls nicht zumutbar ist.
Die Befreiung kann befristet unter Bedingungen, Auflagen und Widerrufsvorbehalt erteilt werden.

87
Sondervereinbarungen
Ist der Eigentiimer nicht zum Anschluss oder zur Benutzung berechtigt oder verpflichtet, so kann der
Zweckverband durch Vereinbarung ein besonderes Benutzungsverhaltnis begriinden.
Fur dieses Benutzungsverhaltnis gelten die Bestimmungen dieser Satzung und der Beitrags- und
Gebuhrensatzung entsprechend. Soweit es sachgerecht ist, kann die Sondervereinbarung auch
abweichende Regelungen treffen.

§8
Grundstucksanschluss
Die Grundstiicksanschlisse werden, soweit es nicht nach 8§ 1 Abs. 3 Bestandteil der
Entwasserungsanlage sind, vom Grundstiickseigentimer hergestellt, erneuert, geandert und unterhalten;
die 88 10 mit 12 gelten entsprechend. Der Zweckverband kann auch anordnen, dafR der
Grundstlickseigentimer den Grundstiicksanschluss entsprechend Satz 1 herstellt.
Der Zweckverband bestimmt Zahl, Art, Nennweite und Fuhrung der Grundstucksanschlisse. Er
bestimmt auch, wo und an welchen Kanal anzuschlieBen ist. Begriindete Winsche der
Grundstickseigentimer werden dabei nach Moglichkeit berticksichtigt.
Jeder Eigentimer, dessen Grundstiick an die 6ffentliche Entwasserungsanlage angeschlossen oder
anzuschlieBen ist, muss die Verlegung von Grundstiicksanschlissen, den Einbau von Schéachten,
Schiebern, Messeinrichtungen und dergleichen und von Sonderbauwerken zulassen, ferner das
Anbringen von Hinweisschildern dulden, soweit diese MaRRnahmen fir die ordnungsgemalie
Beseitigung des auf seinem Grundstlck anfallenden Abwassers erforderlich sind.

§9

Grundsticksentwasserungsanlage
Jedes Grundstuck, das an die ¢ffentliche Entwésserungseinrichtung angeschlossen wird, ist vorher
vom Grundstiickseigentimer mit einer Grundsticksentwasserungsanlage zu versehen, die nach den
anerkannten Regeln der Technik herzustellen, zu betreiben, zu unterhalten und zu &ndern ist.
Die Grundstiicksentwasserungsanlagen sind mit einer Grundsticksklaranlage zu versehen, wenn das
Abwasser keiner Sammelklaranlage zugefihrt wird. Die Grundsticksklaranlage ist auf dem
anzuschlieRenden Grundstiick so zu erstellen, dass die Abfuhr des Klarschlamms durch
Entsorgungsfahrzeuge mdoglich ist; sie ist Bestandteil der Grundstiicksentwasserungsanlage.
Am Ende der Grundstiicksentwdsserungsanlage ist ein Kontrollschacht vorzusehen. Der
Zweckverband kann verlangen, dass anstelle oder zusatzlich zum Kontrollschacht ein Messschacht
zu erstellen ist.
Besteht zum Kanal kein natirliches Gefalle, so kann der Zweckverband vom Grundstlickseigentimer
den Einbau und Betrieb einer Hebeanlage zur Entwasserung des Grundstiicks verlangen, wenn ohne
diese Anlage eine ordnungsgemafe Beseitigung der Abwasser bei einer den Regeln der Technik
entsprechenden Planung und Ausflhrung des Kanalsystems nicht mdglich ist oder ein
unverhéltnismafig hoher Aufwand bei der Erschlie3ung entsteht.
Gegen den Rickstau des Abwassers aus dem Abwassernetz hat sich jeder Anschlussnehmer selbst
zu schitzen.
Die Grundsticksentwasserungsanlagen sowie Arbeiten daran dirfen nur durch fachlich geeignete
Unternehmer bzw. Personen ausgefihrt werden.
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§10
Zulassung der Grundstiicksentwasserungsanlage
Bevor die Grundstiicksentwasserungsanlage hergestellt oder geandert wird, sind dem Zweckverband
folgende Unterlagen in doppelter Fertigung einzureichen:

a) Antrag auf Anschluss an die 6ffentliche Entwasserungseinrichtung,
b) Lageplan des zu entwassernden Grundstiicks im Maf3stab 1 : 1.000,
C) Grundriss- und Flachenpldane im MaR3stab 1 : 100, aus denen der Verlauf der Leitungen und

im Falle des § 9 Abs. 2 die Grundstiicksklaranlage und die befestigte Zufahrt fur die
Fakalschlammentsorgung ersichtlich sind,
d) Langsschnitte aller Leitungen mit Darstellung der Entwasserungsgegenstande im Mafistab 1 :
100, bezogen auf Normal - Null (NN), aus denen insbesondere die Geldnde- und
Kanalsohlenhgéhen, die mafRgeblichen Kellersohlenhéhen, Querschnitte und Gefalle der
Kanale, Schachte, hdchste Grundwasseroberflache zu ersehen sind,
e) wenn Gewerbe- oder Industrieabwésser oder Abwasser, das in seiner Beschaffenheit
erheblich vom Haushaltsabwasser abweicht, zugefiuihrt werden, ferner Angaben ber
- Zahl der Beschéftigten und der standigen Bewohner auf dem Grundstick, wenn deren
Abwasser mit erfasst werden soll,

- Menge und Beschaffenheit des Verarbeitungsmaterials, der Erzeugnisse, die
abwassererzeugenden Betriebsvorgéange,

- Hochstzufluss und Beschaffenheit des zum Einleiten bestimmten Abwassers,

- die Zeiten, in denen eingeleitet wird, die Vorbehandlung des Abwassers (Kuhlung,
Reinigung, Neutralisation, Dekontaminierung) mit Bemessungsnachweisen.

Soweit notig, sind die Angaben zu ergadnzen durch den wasserwirtschaftlichen Betriebsplan (Zufluss,

Verbrauch, Kreislauf, Abfluss) und durch Plane der zur Vorbehandlung beabsichtigten Einrichtungen.

Die Plane haben den bei dem Zweckverband ausliegenden Planmustern zu entsprechen. Alle

Unterlagen sind von den Bauherren und Planfertigern zu unterschreiben.

Der Zweckverband pruft, ob die beabsichtigten Grundstiicksentwésserungsanlagen den Bestimmungen
dieser Satzung entsprechen, ist das der Fall, so erteilt der Zweckverband schriftlich seine Zustimmung
und gibt eine Fertigung der eingereichten Unterlagen mit Zustimmungsvermerk unverziiglich zuriick. Die
Zustimmung kann unter Bedingungen und Auflagen erteilt werden. Anderenfalls setzt der Zweckverband
dem Bauherrn unter Angabe der Mangel eine angemessene Frist zur Berichtigung. Die geanderten
Unterlagen sind sodann erneut einzureichen.

Mit der Herstellung oder Anderung der Grundstiicksentwésserungsanlagen darf erst nach schriftlicher
Zustimmung des Zweckverbandes begonnen werden. Eine Genehmigungspflicht nach sonstigen,
insbesondere nach stralen-, bau- und wasserrechtlichen Bestimmungen bleibt durch die Zustimmung
unberihrt.

Von den Bestimmungen der Absatze 1 bis 3 kann der Zweckverband Ausnahmen zulassen.

§11
Herstellung und Prifung der Grundsticksentwasserungsanlage
Die Grundstiickseigentimer haben dem Zweckverband den Beginn des Herstellens, des Anderns,
des Ausfuhrens von Unterhaltungsarbeiten oder des Beseitigens drei Tage vorher schriftlich
anzuzeigen und gleichzeitig den Unternehmer zu benennen. Muss wegen Gefahr im Verzug mit den
Arbeiten sofort begonnen werden, so ist der Beginn innerhalb 24 Stunden schriftlich anzuzeigen.
Der Zweckverband ist berechtigt, die Arbeiten zu tGberprifen. Alle Leitungen durfen nur mit vorheriger
Zustimmung des Zweckverbandes verdeckt werden. Anderenfalls sind sie auf Anordnung des
Zweckverbandes freizulegen.
Die Grundstiickseigentimer haben zu allen Uberpriifungen Arbeitskrafte, Gerate und Werkstoffe
bereitzustellen.
Festgestellte Mangel sind innerhalb einer angemessenen Frist durch die Grundstiickeigentimer zu
beseitigen. Die Beseitigung der Mangel ist dem Zweckverband zur Nachprifung anzuzeigen.
Der Zweckverband kann verlangen, dass die Grundsticksentwasserungsanlagen nur mit seiner
Zustimmung in Betrieb genommen werden. Die Zustimmung kann insbesondere davon abhangig gemacht
werden, dass seitens des vom Grundstiickseigentimer beauftragten Unternehmers eine Bestatigung tber
die Dichtigkeit und Funktionsfahigkeit der Anlagen vorgelegt wird.
Die Zustimmung nach § 10 Abs. 3 und die Prifung der Grundsticksentwasserungsanlage durch den
Zweckverband befreien den Grundstiickseigentiimer, den Bauherrn, den ausfiihrenden Unternehmer und
den Planfertiger nicht von der Verantwortung fir die vorschriftsmaBige und fehlerfreie Planung und
Ausfuihrung der Anlage.
Der Zweckverband hat den Entwasserungskanal bis an die Grundstiicksgrenze zu unterhalten und bei
Verstopfungen zu reinigen. Der Grundstickseigentumer hat die Kosten fur die Reinigung des
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Entwasserungskanals zu erstatten, es sei denn, der Zweckverband trifft hieran ein Verschulden.

§12
Uberwachung

(1) Der Zweckverband ist befugt, die Grundsticksentwasserungsanlagen jederzeit zu Uberprifen,
Abwasserproben zu entnehmen und Messungen durchzufiihren. Dasselbe gilt fir die
Grundstiucksanschliisse und Messschachte, wenn der Zweckverband sie nicht selbst unterhalt. Zu
diesem Zweck sind den Beauftragten des Zweckverbandes, die sich auf Verlangen auszuweisen
haben, ungehindert Zugang zu allen Anlageteilen zu gewéhren und notwendigen Auskinfte zu
erteilen. Die Grundstiickseigentimer werden davon mdglichst verstandigt; das gilt nicht fur
Probenahmen und Abwassermessungen.

(2) Der Grundstiickseigentiimer ist  verpflichtet, die  von ihm zZu unterhaltenden
Grundstliicksentwdsserungsanlagen in  Abstanden von zehn Jahren, bei Lage der
Grundstiicksentwédsserungsanlagen in Wasserschutzgebieten entsprechend der wasserrechtlichen
Vorschriften, durch einen fachlich geeigneten Unternehmer auf Bauzustand, insbesondere Dichtigkeit
und Funktionsfahigkeit untersuchen und festgestellte Mangel beseitigen zu lassen. Uber die
durchgefuihrten Untersuchungen und Uber die Mangelbeseitigung ist dem Zweckverband eine
Bestatigung des damit beauftragten Unternehmers vorzulegen. Der Zweckverband kann dartber
hinaus jederzeit verlangen, dass die vom Grundstiickseigentimer zu unterhaltenden Anlagen in einen
Zustand gebracht werden, der Stérungen anderer Einleiter, Beeintrachtigungen der offentlichen
Entwésserungsanlage und Gewasserverunreinigungen ausschlief3t.

(3) Wird Gewerbe- oder Industrieabwasser oder Abwasser, das in seiner Beschaffenheit erheblich vom
Hausabwasser abweicht, zugefuhrt, kann der Zweckverband den Einbau und den Betrieb von
Uberwachungseinrichtungen verlangen.

(4) Die Grundstuckseigentimer haben Stérungen und Schéden an den Grundstiicksanschlissen,
Messschachten, Grundstiicksentwasserungsanlagen, Uberwachungseinrichtungen und etwaigen
Vorbehandlungsanlagen unverziglich dem Zweckverband anzuzeigen.

(5) Die Verpflichtungen nach den Abséatzen 1 bis 4 gelten auch fir die Benutzer der Grundstiicke.

§13
Stillegung von Entwasserungsanlagen auf dem Grundstiick

Abflusslose Gruben und Schmutzwassersickeranlagen sind aufl3er Betrieb zu setzen, sobald ein Grundstiick
an die offentliche Entwasserungsanlage angeschlossen ist; das gleiche gilt fur Grundsticksklaranlagen,
sobald die Abwasser einer ausreichenden Sammelklaranlage zugefuhrt werden. Sonstige
Grundstlicksentwasserungseinrichtungen sind, wenn sie den Bestimmungen der 88 9 bis 11 nicht
entsprechen, in dem Umfang aulRer Betrieb zu setzen, in dem das Grundstick an die offentliche
Entwasserungsanlage anzuschliel3en ist.

8§14
Verbot des Einleitens, Einleitungsbedingungen
(1) In die 6ffentliche Entwésserungsanlage durfen Stoffe nicht eingeleitet oder eingebracht werden, die
- dort beschéftigten Personen gefahrden oder deren Gesundheit beeintrachtigen,
- die offentliche Entwasserungsanlage oder die angeschlossenen Grundstiicke gefahrden oder
beschadigen,
- den Betrieb der Entwasserungsanlage erschweren, behindern oder beeintrachtigen,
- die landwirtschaftliche, forstwirtschaftliche oder gartnerische Verwertung des Klarschlamms
erschweren oder verhindern oder
sich sonst schadlich auf die Umwelt, insbesondere die Gewasser auswirken.
(2) Dleses Verbot gilt insbesondere fir
1. feuergefahrliche Stoffe oder zerknallfahige Stoffe wie Benzin, Benzol, Ol
2. infektiése Stoffe, Medikamente
3. radioaktive Stoffe
4. Farbstoffe, soweit sie zu einer deutlichen Verfarbung des Abwassers in der Sammelklaranlage
oder des Gewassers fuhren, Lésemittel
5. Abwasser oder andere Stoffe, die schéadliche Ausdinstungen, Gase oder Dampfe verbreiten

kénnen
6. Grund- und Quellwasser
Ausgenommen:

Grund- und Quellwasser von Grundstiicken., die an einen Regenwasserkanal angeschlossen werden
kénnen, nach Prifung und Genehmigung durch den Zweckverband.
7. feste Stoffe, auch in zerkleinerter Form, wie Schutt, Asche, Sand, Kies, Faserstoffe, Zement,
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Kunstharze, Teer, Pappe, Dung, Kiichenabfélle, Schlachteabfélle, Treber, Hefe, flissige Stoffe,
die erhérten

8. R&aumagut aus Leichtstoff- und Fettabscheidern, Jauche, Giille, Abwasser aus Dunggruben und

Tierhaltungen, Silagegarsaft, Blut aus Schlachtereien, Molke
9. Absetzgut, Schlamme oder Suspensionen aus Vorbehandlungsanlagen, Raumgut aus
Grundstiicksklaranlagen und Abortgruben unbeschadet der Regelungen zur Beseitigung der
Fakalschlamme
10. Stoffe oder Stoffgruppen, die wegen der Besorgung einer Giftigkeit, Langlebigkeit,
Anreicherungsfahigkeit oder einer krebserzeugenden, fruchtschadigenden oder
erbgutverandernden Wirkung als gefahrliche zu bewerten sind wie Schwermetalle, Cyanide,
halogenierte Kohlenwasserstoffe, Polycyclische Aromaten, Phenole
Ausgenommen sind
a) unvermeidbare Spuren solcher Stoffe im Abwasser in der Art und in der Menge, wie sie auch
im Abwasser aus Haushaltungen Ublicherweise anzutreffen sind;
b) Stoffe, die nicht vermieden oder in einer Vorbehandlungsanlage zuriickgehalten werden
kénnen und deren Einleitung der Zweckverband in den Einleitungsbedingungen nach Absatz
3 zugelassen hat.;

11. Abwasser aus Industrie- und Gewerbebetrieben,

- von dem zu erwarten ist, dass es auch nach der Behandlung in der Sammelklaranlage nicht
den Mindestanforderungen nach 8§ 7 a des Wasserhaushaltsgesetzes entsprechen wird,

- das warmer als + 35 °C ist,

- das einen pH - Wert von unter 6,5 oder Uber 9,5 aufweist,

- das auf schwimmende Ole und Fette enthalt,

- das als Kuhlwasser benutzt worden ist.

12. Fremdwassereinleitungen in die entsprechende Kanalisation. Bei Einleitungsverstéf3en erfolgt
eine Beauflagung des Einleiters. Nach Ablauf der Beauflagungsfrist wird vom Einleiter fir die
eingeleitete Fremdwassermenge eine Gebihr erhoben. Die Gebuhr richtet sich nach der
Beitrags- und Geblhrensatzung festgelegt.

Die Einleitungsbedingungen nach Absatz 2 Nr. 10 Buchstabe b werden gegenuber den einzelnen

Anschlusspflichtigen oder im Rahmen der Sondervereinbarung festgelegt.

Uber Absatz 3 hinaus kann der- Zweckverband in den Einleitungsbedingungen auch die Einleitung

von Abwasser besonderer Art und Menge ausschlieBen oder von besonderen Voraussetzungen

abhangig machen soweit die zum Schutz des Betriebspersonals, der Entwasserungsanlage oder zur

Erfillung der fur den Betrieb der Ooffentlichen Entwasserungsanlage geltenden Vorschriften,

insbesondere der Bedingungen und Auflagen des den Zweckverband erteilten wasserrechtlichen

Bescheides erforderlich ist.

Fur Abwasser mit gefahrlichen Stoffen auf Herkunftsbereichen, fiir die Verwaltungsvorschriften nach §

7 a Wasserhaushaltsgesetz mit Anforderungen nach dem Stand der Technik erlassen worden sind, ist

eine Genehmigung fur das Einleiten im Abwasseranlagen nach § 59 Abs. 1 Thiringer Wassergesetz

vor Festlegung weiterer Einleitbedingungen durch den Zweckverband erforderlich.

Der Zweckverband kann die Einleitungsbedingungen nach Abs. 3 und 4 neu festlegen, wenn die

Einleitung von Abwasser in die 6ffentliche Entwasserungsanlage nicht nur voribergehend nach Art

oder Menge wesentlich gedndert wird oder wenn sich die fur den Betrieb der &ffentlichen

Entwasserungsanlage geltenden Gesetze oder Bescheide @ndern. Der Zweckverband kann Fristen

festlegen, innerhalb derer die zur Erflllung der gednderten Anforderungen notwendigen Malinahmen

durchgefiihrt werden mussen.

Der Zweckverband kann die Einleitung von Stoffen im Sinne der Absatze 1 und 2 zulassen, wenn der

Verpflichtete Vorkehrungen trifft, durch die die Stoffe ihre geféahrdende oder schadigende oder den

Betrieb der 6ffentlichen Entwasserungsanlage erschwerende Wirkung verlieren. In diesem Fall hat er

dem Zweckverband eine Beschreibung nebst Planen in doppelter Fertigung vorzulegen. Der

Zweckverband kann die Einleitung der Stoffe zulassen erforderlichenfalls nach Anhérung der fur den

Gewasserschutz zustandigen Sachverstandigen.

Besondere Vereinbarungen zwischen dem Zweckverband und einem Verpflichteten, die das Einleiten

von Stoffen im Sinn des Absatzes 1 durch entsprechende Vorkehrungen an der 6ffentlichen

Entwésserungsanlage ermdglichen, bleiben vorbehalten.

Wenn Stoffe im Sinn des Absatzes 1 in eine Grundstiicksentwasserungsanlage oder in die 6ffentliche

Entwasserungsanlage gelangen, ist der Zweckverband sofort zu verstandigen.

§15
Abwassereinleitungsvertrage
Der Abwassereinleitungsvertrag kommt mit der Genehmigung des Antrages des Einleiters durch den
Zweckverband zustande.
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Abwassereinleitungsvertrage gelten grundsétzlich unbefristet. Einleiter, deren Abwassermenge bzw. -

beschaffenheit die 6ffentlichen Abwasseranlagen wesentlich beeinflusst, sind verpflichtet, mit dem

Zweckverband Abwassereinleitungsvertrage in Urkundenform abzuschlieRen. Wesentlicher Inhalt des

Abwassereinleitungsvertrages in Urkundenform sind je Einleitungsstelle:

- die Abwasserhdchstmenge in m3/Monat, m3/d, m3h, I/s,

- die mittlere Abwassermenge in m3/d,

- Festlegungen Uber Vorreinigungsanlagen,

- die Probeentnahmestellen,

- die von dem Zweckverband festgelegten Maximalwerte fur die wesentlichen Abwasserinhaltstoffe,
die Abwasserlast und die zeitliche Verteilung,

- Schichtregime des Bedarfstragers (1-, 2- oder 3-schichtig),

- Termine der Rechnungserteilung, Anzahl der Abschlagszahlungen und preisliche

- Regelung gemanR Beitrags- und Gebihrensatzung.

Treten bei Einleiten wesentliche Veranderungen der Menge, der Inhaltstoffe des Abwassers, deren

Konzentration oder zeitliche Verteilung ein, haben sie dem Zweckverband dies rechtzeitig, schriftlich

anzuzeigen.

§16
Abscheider

Sofern mit dem Abwasser Leichtflissigkeiten, wie z.B. Benzin, Benzol, Ole oder Fette mit
abgeschwemmt werden konnen, sind in die Grundsticksentwasserungsanlage Abscheider
einzuschalten und insoweit ausschlief3lich diese zu benutzen.

Die Abscheider mussen in regelméRigen Zeitabstdnden und bei Bedarf entleert werden. Der
Zweckverband kann den Nachweis der ordnungsgemalien Entleerung verlangen. Das Abscheidegut
ist schadlos zu entsorgen.

8§17

Untersuchung des Abwassers
Der Zweckverband kann Uber die Art und Menge des eingeleiteten oder einzuleitenden Abwassers
Aufschluss verlangen. Bevor erstmalig Abwasser eingeleitet wird oder wenn Art oder Menge des
eingeleiteten Abwassers geandert werden, ist dem Zweckverband auf Verlangen nachzuweisen, dass
das Abwasser keine Stoffe enthdlt, die unter das Verbot des § 15 fallen.
Der Zweckverband kann eingeleitetes Abwasser jederzeit, auch periodisch auf Kosten des
Grundstiickseigentiimers untersuchen lassen. Der Zweckverband kann verlangen, dass die nach § 12
Abs. 3 eingebauten Uberwachungseinrichtungen ordnungsgeman betrieben und die Messergebnisse
vorgelegt werden.
Die Beauftragen des Zweckverbandes und die Bediensteten der fir die Gewasseraufsicht
zustandigen Behorden konnen die anzuschlielenden oder die angeschlossenen Grundstiicke
betreten, wenn dies zur Durchfihrung der in den Absétzen 1 und 2 vorgesehenen Malinahmen
erforderlich ist.

Artikel Il
Offentliche Fakalschlammentsorgung

§18

Benutzungsrecht und Benutzungszwang
Grundstiickseigentimer, auf deren Grundstick das dort anfallende Abwasser nicht in eine
Entwasserungsanlage mit Sammelklaranlage eingeleitet werden kann, sind zum Anschluss und zur
Benutzung der 6ffentlichen Fakalschlammentsorgungseinrichtung berechtigt.
Die nach Absatz 1 zur Benutzung der offentlichen Fakalschlammentsorgung Berechtigten sind
verpflichtet, fur ihre Grundstiicke die offentliche Féakalschlammentsorgungseinrichtung zu benutzen.
Zufahrt und Grundstiicksklaranlage sind so instandzuhalten, dass jederzeit unbehindert die Abfuhr
erfolgen kann.
Von Grundstiicken, von denen der Fakalschlamm entsorgt wird, ist im Umfang des Benutzungsrechts
alles Abwasser mit Ausnahme des Niederschlagswassers der Grundstiicksklaranlage zuzufuhren
(Benutzungszwang). Verpflichtet sind die Grundstiickseigentiimer und alle Benutzer der Grundstticke.
Sie haben auf Verlangen des Zweckverbandes die dafiir erforderliche Uberwachung zu dulden.
88 7,9 Abs. 2,10, 12, 14, 16 und 17 gelten entsprechend.
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§19

Befreiung vom Benutzungszwang
Von der Verpflichtung zum Anschluss oder zur Benutzung wird auf Antrag ganz oder zum Teil befreit,
wenn der Anschluss oder die Benutzung aus besonderen Griinden auch unter Berilicksichtigung der
Erfordernisse des Gemeinwohls nicht zumutbar ist. Eine Befreiung von der Féakalschlammentsorgung
kann insbesondere fur landwirtschaftliche Anwesen erfolgen, wenn der dort anfallende Fakalschlamm
auf betriebseigenen Ackerflachen ordnungsgemal aufgebracht werden kann. Der Antrag ist unter
Angabe der Griinde schriftlich beim Zweckverband einzureichen.
Die Befreiung kann befristet unter Bedingungen, Auflagen und Widerrufsvorbehalt erteilt werden.

§20
Entsorgung des Fakalschlamms

Der Zweckverband oder der von ihm beauftragte Abfuhrunternehmer rdumt die
Grundstuicksklaranlage und fahrt den Fakalschlamm mindestens einmal pro Jahr ab. Den Vertretern
des Zweckverbandes und seinen Beauftragten ist ungehinderter Zutritt zu den
Grundsticksentwéasserungsanlagen zu gewéahren.
Der Zweckverband bestimmt den genauen Zeitpunkt, zu dem die Durchfihrung der Entsorgung
beabsichtigt ist. Ein Anspruch des Benutzers besteht insoweit nicht.
Die in Aussicht genommenen Termine werden mindestens fiinf Tage vorher mitgeteilt; sind sie
allgemein festgelegt, so genigt die ortstbliche Bekanntmachung des Entsorgungsplanes.
Der Grundstiickseigentiimer kann bei Bedarf einen zusétzlichen Entsorgungstermin beantragen; der
Zweckverband entscheidet Uber diesen Antrag unter Berticksichtigung der betrieblichen Erfordernisse
der offentlichen Fékalschlammentsorgung.
Der Inhalt der Grundstiicksklaranlagen geht mit der Abfuhr in das Eigentum des Zweckverbandes
Uber. Der Zweckverband ist nicht verpflichtet, in diesen Stoffen nach verlorenen Gegenstédnden zu
suchen oder suchen zu lassen. Werden darin Wertgegenstéande gefunden, sind sie als Fundsache zu
behandeln.

Artikel IV
Gemeinsame Bestimmungen

§21
Haftung
Der Zweckverband haftet unbeschadet Absatz 2 nicht fir Schaden, die auf solchen Betriebsstérungen
beruhen, die sich auch bei ordnungsgemafer Planung, Ausfihrung und Unterhaltung der
Entwasserungseinrichtung nicht vermeiden lassen. Satz 1 gilt insbesondere auch fir Schaden, die
durch Ruckstau hervorgerufen werden.
Der Zweckverband haftet fir Schaden, die sich aus dem Beniutzen der o6ffentlichen
Entwasserungsanlage ergeben, nur dann, wenn einer Person, deren sich der Zweckverband zur
Erfullung ihrer Verpflichtungen bedient, Vorsatz oder Fahrlassigkeit zur Last fallt.
Der Grundstiickseigentimer und die Benutzer haben fir die ordnungsgeméfle Benutzung der
offentlichen Entwasserungsanlage einschlieRlich des Grundstiicksanschlusses zu sorgen.
Wer den Vorschriften dieser Satzung oder einer Sondervereinbarung zuwiderhandelt, haftet dem
Zweckverband fur alle ihm dadurch entstehenden Schéaden und Nachteile. Dasselbe gilt fir Schaden
und Nachteile, die durch den mangelhaften Zustand der Grundstlicksentwasserungsanlage oder des
Grundstiicksanschlusses verursacht werden, soweit dieser nach 8 8 vom Grundstlickseigentimer
herzustellen, zu erneuern, zu andern und zu unterhalten ist. Mehrere Verpflichtete haften als
Gesamtschuldner.
Gegen Uberschwemmungsschaden als
1. Rlckstau in der offentlichen Abwasseranlage, (z.B. bei Hochwasser, Wolkenbriichen,
Frostschaden, Schneeschmelze oder sonstige Naturgewalten)
2. Betriebsstorungen, (z.B. Ausfall eines Pumpwerkes)
3. Behinderung des Abwasserabflusses, (z.B. bei Kanalbruch oder Verstopfung)
4. zeitweiliger Stillegung der offentlichen Abwasseranlage, (z.B. bei Reinigungsarbeiten im
StraBenkanal oder Ausfuihrung von Anschlussarbeiten)
hat der Grundstlickseigentiimer sein Grundstick und seine Gebaude selbst zu schitzen. Einen
Anspruch auf Schadenersatz hat er nicht, soweit die eingetretenen Schaden nicht schuldhaft vom
Zweckverband verursacht worden sind. In gleichem Umfang hat er dem Zweckverband von allen
Ersatzansprichen freizustellen, die andere deswegen bei ihm geltend machen.
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§22
Grundsticksbenutzung

() Der Grundstickseigentimer hat das Anbringen und Verlegen von Leitungen einschlie3lich Zubehor
zur Ableitung von Abwasser Uber sein im Entsorgungsgebiet liegendes Grundstiick sowie sonstige
SchutzmaRnahmen unentgeltlich zuzulassen, wenn und soweit diese MaRnahmen fiir die ortliche
Abwasserbeseitigung erforderlich sind. Diese Pflicht betrifft nur Grundstiicke, die an die 6ffentliche
Entwésserungsanlage angeschlossen oder anzuschlieBen sind, die vom Eigentimer im
wirtschaftlichen Zusammenhang mit einem angeschlossenen oder zum Anschluss vorgesehenen
Grundstiick genutzt werden oder fur die die Moglichkeit der ortlichen Abwasserbeseitigung sonst
wirtschaftlich vorteilhaft ist. Die Verpflichtung entféllt, soweit die Inanspruchnahme der Grundstiicke
den Eigentiimer in unzumutbarer Weise belasten wirde.

(2) Der Grundstickseigentiimer ist rechtzeitig Gber Art und Umfang der beabsichtigten Inanspruch-
nahme seines Grundstiicks zu benachrichtigen.
(3) Der Grundstickseigentimer kann die Verlegung der Einrichtungen verlangen, wenn sie an der

bisherigen Stelle fur ihn nicht mehr zumutbar sind. Die Kosten der Verlegung hat der Zweckverband
zu tragen, soweit die Einrichtung nicht ausschlieRlich der Entsorgung des Grundstiicks dient.

4) Die Absatze 1 bis 3 gelten nicht fur offentliche Verkehrswege und Verkehrsflachen sowie fir
Grundstiicke, die durch Planfeststellung fur den Bau von offentlichen Verkehrswegen und
Verkehrsflachen bestimmt sind.

§23
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig im Sinne der 88 19 Abs. 2, 20 Abs. 3 der Thuringer Kommunalordnung — ThirKO —
handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig

1. entgegen 8 5 Abs. 1 dieser Satzung sein Grundstiick nicht an die leitungsgebundene offentliche
Entwasserungseinrichtung anschliel3t,

2. entgegen 8§ 5 Abs. 2 das anfallende Abwasser nicht den Bestimmungen dieser Satzung gemaf in die
offentliche Entwasserungseinrichtung einleitet,

3. wer entgegen § 18 dieser Satzung den Fékalschlamm oder den Inhalt seiner abflusslosen Grube nicht der
offentlichen Fakalschlammentsorgung Uberlasst,

4. eine derin 8§ 10 Abs. 1, § 11 Abs. 1, § 12 Abs. 4 und 5 und § 17 Abs. 1 festgelegten Melde-, Auskunfts-
oder Vorlagefristen verletzt,

5. entgegen § 10 Abs. 3 vor Zustimmung des Zweckverbandes mit der Herstellung oder Anderung der
Grundstiicksentwasserungsanlage beginnt,

6. entgegen den Vorschriften des § 14 Abwasser in die 6ffentliche Entwasserungsanlage einleitet.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit Geldbuf3e bis zu 5.000,00 € geahndet werden.

§24
Anordnungen fur den Einzelfall, Zwangsmittel
(1) Der Zweckverband kann zur Erfullung der nach dieser Satzung bestehenden Verpflichtungen
Anordnungen fir den Einzelfall erlassen.
(2) Fur die Erzwingung der in dieser Satzung vorgeschriebenen Handlungen, eines Duldens oder

Unterlassens  gelten die  Vorschriften des  Thiringer  Verwaltungszustellungs-  und
Vollstreckungsgesetzes.

§25
Inkrafttreten
Die Satzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung der Satzung im Amtsblatt des Landkreises Eichsfeld
(Amtsblatt der Aufsichtsbehdrde) in Kraft.

Ausfertigung:
Niederorschel, den 4. September 2003

Siegel Lintzel, Eckart
Verbandsvorsitzender

Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften, die sich aus der Thiringer Kommunalordnung oder
aus einer aufgrund der Thiaringer Kommunalordnung erlassenen Vorschrift ergeben, ist unbeachtlich, wenn
sie nicht innerhalb eines Jahres nach Bekanntmachung dieser Satzung gegeniiber dem Zweckverband unter
Bezeichnung des Sachverhalts, der die Verletzung begriinden soll, schriftlich geltend gemacht worden ist.
Ausgenommen sind die Vorschriften Uber die Genehmigung, die Ausfertigung oder die Bekanntmachung der
Satzung.
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Satzung Uber eine angemessene Loschwasserbereitstellung aus dem o6ffentlichen
Leitungsnetz des Wasser- und Abwasserzweckverbandes , Eichsfelder Kessel*

Aufgrund der 88 19 und 20 der Thiringer Kommunalordnung (ThirKO) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 28. Januar 2003 (GVBI. S. 41) sowie der 88 20 und 23 des Gesetzes iber die kommunale
Gemeinschaftsarbeit (ThUirGKG) in der Fassung der Neubekanntmachung vom 10. Oktober 2001 erlasst der
Wasser- und Abwasserzweckverband ,Eichsfelder Kessel* mit Beschluss der Verbandsversammlung vom
20.08.2003 folgende Satzung Uber eine angemessene Loschwasserbereitstellung aus dem o6ffentlichen
Leitungsnetz des Wasser- und Abwasserzweckverbandes ,Eichsfelder Kessel".

Praambel
Der Gemeinde obliegt nach § 2 Abs. 1, Satz 1 und Abs. 2 sowie § 3 Abs. 1 Satz 1 des Thiringer Brand- und
Katastrophenschutzgesetzes (ThBKG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Marz 1999 (GVBI. S.
227) die pflichtige Selbstverwaltungsaufgabe der Gefahrenabwehr, Mahahmen zur Verhitung von Branden
zu treffen und eine den ortlichen Verhéltnissen angemessene Léschwasserversorgung auf eigene Kosten
sicherzustellen.
Der Wasser- und Abwasserzweckverband (im folgenden kurz ,Wasserzweckverband“ genannt) ist berechtigt
und verpflichtet, die Ooffentliche Wasserversorgung Uber ein leitungsgebundenes Versorgungsnetz in
offentlichen Stral3en, Wegen, Platzen und Bricken der Gemeinde sicherzustellen und jedermann an dieses
Wasserversorgungsnetz anzuschlieRen und hieraus zu versorgen, soweit es wirtschaftlich und hygienisch
vertretbar ist.
Da die Ldschwasserbereitstellungskapazitaten, die den Gemeinden auf3erhalb des leitungsgebundenen
Wasserversorgungsnetzes des Wasserzweckverbandes derzeit zur Verfiigung stehen, nicht ausreichen um
eine den ortlichen Verhaltnissen angemessene Loschwasserversorgung sicherzustellen, ist der
Wasserzweckverband bereit, den Mitgliedsgemeinden nach Mafl3gabe der nachfolgenden Bestimmungen zur
Erfullung der gemeindlichen Aufgabe Ldschwasser Uber das leitungsgebundene Versorgungsnetz des
Verbandes zur Verfigung zu stellen.

§1
Ermittlung der vorhandenen Léschwassermengen

(1) Auf der Grundlage einer Ldschwasserbedarfsanalyse der Gemeinde fur ihr Gebiet und des
Rohrnetzplanes des Wasserzweckverbandes ermittelt der Wasserzweckverband die
Loschwassermengen, die aus den vorhandenen Entnahmestellen (Hydranten) des leitungsgebundenen
Wasserversorgungsnetzes entnommen werden kdnnen.

(2) Die Loschwasserbedarfsanalyse der Gemeinde umfasst den Loschwasserbedarf, der zur Sicherstellung
der den ortlichen Verhaltnissen angemessenen Loschwasserversorgung notwendig ist. Grundlage hierfir
sind die Anforderungen an den Grundschutz nach MaRgabe des DVGW - Arbeitsblattes W 405
(Bereitstellung von Loschwasser durch die o6ffentliche Trinkwasserversorgung), soweit es hach
hygienischen Belangen vertretbar ist.

(3) Der Wasserzweckverband ermittelt die an den vorhandenen Hydranten zur Verflgung stehenden
Loschwassermengen unter Berlicksichtigung der jederzeit fir die Gewahrleistung der Anschluss- und
Versorgungspflicht der Trinkwasserversorgung notwendigen Wassermengen.

(4) Die hiernach an den vorhandenen Hydranten zur Verfligung stehenden Loschwassermengen werden in
einem Ldschwasserbereitstellungsplan verzeichnet, der als Anlage 1 (Hydrantenplan fir jeweilige
Gemeinde) Bestandteil dieser Satzung ist.

(5) Reichen die hiernach an den vorhandenen Hydranten zur Verfligung stehenden Léschwassermengen
nicht zur vollstandigen Deckung der zur Sicherung der den ortlichen Verhéltnissen angemessenen
Loschwasserversorgung aus, koénnen Gemeinde und Wasserzweckverband eine entsprechende
Verstarkung des leitungsgebundenen Wasserversorgungsnetzes und/oder den Einbau weiterer
Hydranten vereinbaren, soweit dies technisch méglich ist und hierdurch hygienische Beeintrachtigungen
der Beschaffenheit des von dem Wasserzweckverband zu liefernden Trinkwassers sowie sonstige
UnregelmaRigkeiten in der Trinkwasserleitung ausgeschlossen sind. Die Kosten der Verstarkung des
leitungsgebundenen Wasserversorgungsnetzes und/oder den Einbau weiterer Hydranten tragt die
Gemeinde

§2
Ermittlung kiuinftig notwendiger Loschwassermengen
(1) Ergeben sich durch die Erschlieung von Neubaugebieten oder sonstige bauliche MalRnahmen weitere
Pflichten der Gemeinde zur Sicherstellung einer den O&rtlichen Verhéltnissen angemessenen
Loschwasserversorgung wird die erforderliche Dimensionierung des Wasserversorgungsnetzes zur
Trinkwasserversorgung und Loschwasserbereitstellung sowie der erforderlichen Hydranten gemeinsam
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von Gemeinde und Wasserzweckverband im Rahmen der Bauleitplanung festgelegt. Grundlage hierftr
sind ebenfalls die Anforderungen an den Grundschutz nach MalRgabe des DVGW — Arbeitsblattes W 405
(Bereitstellung von Léschwasser durch die 6ffentliche Trinkwasserversorgung).

(2) Bei der Festlegung der vorzuhaltenden Léschwassermengen sind hygienische Beeintrachtigungen der
Beschaffenheit des vom Verband zu liefernden Trinkwassers, die technische Mdglichkeit oder sonstige
Unregelmafigkeiten in der Trinkwasserlieferung auszuschlieRen.

(3) Die hiernach an den einzubauenden Hydranten zur Verfigung stehenden Léschwassermengen werden
durch Erganzung des Léschwasserbereitstellungsplanes nach § 1 Abs. 4 Bestandteil dieser Satzung.

(4) Die Mehrkosten fur die zur Vorhaltung der nach 8 2 Abs. 3 vereinbarten Loschwassermengen notwendige
Leitungsdimensionierung (Material- und Herstellungskosten) tragt die Gemeinde.

(5) Fur die einzubauenden Hydranten, die nicht fur Léschwasser vorgesehen sind, tréagt die Kosten der
Wasserzweckverband. Die Kosten fur die einzubauenden Hydranten, die zu Spul- und Ldschzwecken
genutzt werden, tragen Gemeinde und Wasserzweckverband je zur Halfte. Die Kosten fur Hydranten, die
ausschlieRlich zur Léschwasservorhaltung eingebaut werden, tragt die Gemeinde.

(6) Die Kosten fir den Einbau von Oberflurhydranten betragen pauschal 2.500,- €.
Die Kosten fiir den Einbau von Unterflurhydranten betragen pauschal 1.500,- €.
§3

Besondere Loschwasserversorgung

(1) Die Gemeinde stellt sicher, dass die Bauaufsichtsbehtrde im Zusammenwirken mit der zustéandigen
Brandschutzdienststelle im Baugenehmigungsverfahren priift, ob im Einzelfall wegen einer erhéhten
Brandlast oder Brandgefédhrdung eine besondere Ldschwasserversorgung erforderlich ist. Wird diese
Anforderung festgestellt, ist die Verpflichtung des Eigentiimers, Besitzers oder Nutzungsberechtigten fur
diese besondere Loschwasserversorgung Sorge zu tragen, durch eine brandschutzrechtliche Auflage zur
Baugenehmigung auszusprechen. Die Gemeinde informiert den Wasserzweckverband tber die Auflage.

(2) Der Wasserzweckverband ist nicht verpflichtet, dem durch die Auflage beschwerten Eigentiimer, Besitzer
oder sonstigen Nutzungsberechtigten die fur die besondere Ldschwasserversorgung erforderliche
Léschwassermenge ganz oder teilweise vorzuhalten.

§4
Kosten der Loschwasservorhaltung und —entnahme

(1) Fur die stéandige Vorhaltung der an den Hydranten zur Verfliigung stehenden Loschwassermengen gemani
§ 1 Abs. 4 und 8§ 2 Abs. 3 dieser Satzung zahlt die Gemeinde dem Wasserzweckverband ein monatliches
Bereitstellungsentgelt in Hohe von 2,50 € je angefangene 1.000 Einwohner, dessen HoOhe jeweils zu
Beginn eines neuen Wirtschaftsjahres tUberprtft und ggf. angepasst wird.

(2) Fur die von der Feuerwehr der Gemeinde zu Ubungs- und Brandbekampfungszwecken aus den
Hydranten entnommenen Ldschwassermengen zahlt die Gemeinde dem Wasserzweckverband ein
Entnahmeentgelt in H6he von 0,60 € / m?, dessen Hohe jeweils zu Beginn eines neuen Wirtschaftsjahres
Uberprift und ggf. angepasst wird. Ist eine Erfassung der enthommenen L&schwassermengen mittels
geeichter Messeinrichtungen nicht méglich, erfolgt die Verbrauchsermittiung durch Schatzung aufgrund
der Angaben der Feuerwehr.

§5
Wartung und Instandhaltung der Hydranten

(1) Wartung und Instandhaltung der Hydranten einschlie3lich der Einwinterungsarbeiten werden vom
Wasserzweckverband im Rahmen der Wartung des Wasserversorgungsnetzes durchgefihrt.

(2) Die hierdurch entstehenden Kosten tragen Gemeinde und Wasserzweckverband je zur Halfte, wenn die
Hydranten sowohl der Trinkwasserversorgung als auch der Loschwasserversorgung dienen. Die Kosten
fur Hydranten, die ausschlie3lich der Léschwasservorhaltung dienen, tragt die Gemeinde.

(3) Die Gemeinde und ihre Bediensteten, insbesondere die Feuerwehr der Gemeinde, haben dem
Wasserzweckverband festgestellte Funktionsméngel und/oder Schaden der Hydranten unverziglich
mitzuteilen. Dies gilt auch fur Schaden an den Hydranten, die durch die Entnahme von Loschwasser zu
Ubungs- und Brandbekampfungszwecken entstehen.

(4) Die Anbringung von Hinweisschildern auf Hydrantenstandorte an Geb&uden und Grundstiicken und deren
Kontrolle obliegt der Gemeinde.

8§86
Umfang der Loschwasservorhaltung, Benachrichtigung bei Unterbrechungen
(1) Der Wasserzweckverband ist verpflichtet, Ldschwasser nach MalRgabe des Lodschwasserbereit-
stellungsplanes an den hierflir vorgesehenen Hydranten jederzeit zur Verfligung zu stellen. Dies gilt nicht,
soweit und solange der Wasserzweckverband an der Vorhaltung durch héhere Gewalt oder sonstige
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Umstande, deren Beseitigung dem Wasserzweckverband wirtschaftlich nicht zumutbar ist, gehindert ist.

(2) Die Loschwasservorhaltung kann durch den Wasserzweckverband unterbrochen werden, soweit dies zur
Vornahme  betriebsnotwendiger Arbeiten am  Wasserversorgungsnetz  erforderlich ist. Der
Wasserzweckverband hat die Feuerwehr (ber jede beabsichtigte Unterbrechung rechtzeitig zu
informieren.

§7
Léschwasserentnahmen durch die Feuerwehr

(1) Loschwasserentnahmen zu Ubungszwecken kénnen nur nach vorheriger Absprache iiber Ort, Zeit und
Léschwassermenge mit dem Wasserzweckverband durchgefiihrt werden. Der Wasserzweckverband ist
berechtigt, jederzeit diese Ldschwasserentnahmen zu untersagen, wenn dies zur Sicherstellung der
Trinkwasserversorgung notwendig ist.

(2) Notwendige Loschwasserentnahmen zu Brandbekampfungszwecken sind dem Wasserzweckverband
unverzuglich von der Feuerwehr nach Mdoglichkeit wahrend, spatestens unmittelbar nach der
Brandbekampfung mitzuteilen. Die Benachrichtigung erfolgt durch die Einsatzleitung der Feuerwehr.

(3) Notwendige Loschwasserentnahmen zu Brandbekdmpfungszwecken sind von der Feuerwehr an den
Hydranten nur im Rahmen der nach dem L&schwasserbereitstellungsplan mdglichen
Léschwassermengen vorzunehmen. Benétigt die Feuerwehr im Einzelfall dartber hinausgehende
Léschwassermengen, ist der Wasserzweckverband unverziglich zu informieren.

(4) Bei Loschwasserentnahmen zu Ubungs- und Brandbekampfungszwecken tragt die Feuerwehr dafir
Sorge, dass Stérungen der angeschlossenen Trinkwasserkunden oder stérende Rickwirkungen auf
Einrichtungen des Wasserzweckverbandes oder Dritter oder Ruckwirkungen auf die Trinkwassergiite
ausgeschlossen sind.

(5) Nach Beendigung der Ldschwasserentnahmen sind die zur Ldschwasserentnahme beanspruchten
Hydranten von der Feuerwehr ordnungsgemal zu sichern. Der Zeitraum der Loschwasserentnahme, die
in Anspruch genommenen Hydranten und das eingesetzte feuerwehrtechnische Geréat (Schlauche,
Armaturen etc.) sind dem Wasserzweckverband schriftlich mitzuteilen.

§8
Haftung

(1) Die gegenseitige Haftung des Wasserzweckverbandes und der Gemeinde ist auf Vorsatz und grobe
Fahrlassigkeit beschrankt.

(2) Die Gemeinde stellt den Wasserzweckverband von Anspriichen Dritter, die aus Anlass von Schadigungen
im Rahmen der Léschwasserbereitstellung gegen den Verband geltend gemacht werden, frei. Diese
Freistellung umfasst auch etwaige Prozesskosten.

(3) Bestehen Uber die Freistellung hinausgehende Versicherungsanspriiche, werden diese hiermit, soweit
moglich, abgetreten. Wasserzweckverband und Gemeinde nehmen diese Abtretung wechselseitig an.

§9
Anderung der wirtschaftlichen Verhaltnisse
Tritt nach Beschlussfassung der Satzung eine wesentliche Veranderung der rechtlichen und tatséchlichen
Verhéltnisse ein, die bei Beschlussfassung der Satzung malRgebend waren, und sind infolgedessen die
gegenseitigen Verpflichtigungen des Wasserzweckverbandes und der Gemeinde in ein grobes Missverhaltnis
geraten, werden Wasserzweckverband und Gemeinde eine angemessene Anpassung der Satzung an die
geanderten Verhaltnisse herbeifiihren.

§10
Inkrafttreten
Die Satzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung der Satzung im Amtsblatt des Landkreises Eichsfeld
(Amtsblatt der Aufsichtsbehérde) in Kraft.

Ausfertigung:
Niederorschel, den 04. September 2003

Siegel Eckart Lintzel
Verbandsvorsitzender

Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften, die sich aus der Thiringer Kommunalordnung oder
aus einer aufgrund der Thiringer Kommunalordnung erlassenen Vorschrift ergeben, ist unbeachtlich, wenn
sie nicht innerhalb eines Jahres nach Bekanntmachung dieser Satzung gegeniber dem Zweckverband unter
Bezeichnung des Sachverhalts, der die Verletzung begriinden soll, schriftlich geltend gemacht worden ist.
Ausgenommen sind die Vorschriften Uber die Genehmigung, die Ausfertigung oder die Bekanntmachung der
Satzung.
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GeblUhrensatzung zur Entwasserungssatzung (GS-EWS) des Wasser- und
Abwasserzweckverbandes , Eichsfelder Kessel”

Aufgrund der 88 2 und 12 des Thiringer Kommunalabgabengesetzes (ThiurKAG) in der Fassung der
Neubekanntmachung vom 19.09.2000, zuletzt gedndert durch Gesetz vom 24.10.2001, sowie der 8§ 20, 23
des Gesetzes Uber die Kommunale Gemeinschaftsarbeit (GKG) in der Fassung der Neubekanntmachung
vom 10.10.2001 erlasst der Wasser- und Abwasserzweckverband ,Eichsfelder Kessel“ folgende
Gebihrensatzung zur Entwasserungssatzung:

g1
Gebihrenerhebung
Der Wasser- und Abwasserzweckverband erhebt nach MaRRgabe dieser Satzung
1. Schmutzwassergebuhren in Form von Grundgebihren fur die Vorhaltung der zentralen

Abwasserbehandlungsanlagen sowie in Form von Einleitungsgebuhren fur die Benutzung der
offentlichen Entwasserungseinrichtung durch Einleitung von Schmutzwasser,

2. Niederschlagswassergebiihren fur die Benutzung der offentlichen
Entwasserungseinrichtung durch Einleitung von Niederschlagswasser,
3. Beseitigungsgebiihren in Form von Grundgebihren fir die Vorhaltung der zentralen

Abwasserbehandlungsanlagen und in Form von mengenabhé&ngigen Beseitigungsgebihren
fur die Benutzung der 6ffentlichen Fakalschlammentsorgung,

§2
Grundgebuhr fur die Vorhaltung der zentralen Abwasserbehandlungsanlagen

(1) Fur die Vorhaltung der zentralen Abwasserbehandlungsanlagen wird bei anschlieBbaren und nicht
anschlieBbaren Grundstiicken eine Grundgebiihr nach dem Nenndurchfluss (Qn) der verwendeten
Wasserzahler berechnet. Befinden sich auf einem Grundstick nicht nur voriibergehend mehrere
Wasseranschlisse, so wird die Grundgebuihr nach der Summe des Nenndurchflusses der einzelnen
Wasserzahler berechnet. Soweit Wasserzahler nicht eingebaut sind, wird der Nenndurchfluss geschatzt,
der nétig ware, um die mogliche Wasserenthnahme messen zu kénnen.

(2) Die Grundgebuhr betragt bei der Verwendung von Wasserzahlern der Nenngrol3e

bis Qn 25 38,40 €/Jahr,
bis Qn 6,0 92,16 €/Jahr,
bis Qn 10,0 153,60 €/Jahr,
bis Qn 15 230,40 €/Jahr,
bis Qn 40 614,40 €/Jahr,
bis Qn 60 921,60 €/Jahr.
§3
Einleitungsgebuhr fir Schmutzwasser
(1) Die Einleitungsgebihr wird nach Maf3gabe der nachfolgenden Absétze nach der Menge der Abwésser
berechnet, die der Entwasserungseinrichtung von den angeschlossenen Grundstiicken zugefihrt
werden.

(2) Die Gebuhr betragt pro com:
a) fir Grundsticke, die an eine zentrale Abwasserbehandlungsanlage angeschlossen sind 1,50 €
b) fir Grundstiicke, deren Abwasser in 6ffentliche Kanale eingeleitet werden, die nicht an
eine zentrale Abwasserbehandlungsanlage angeschlossen sind 0,87 €
3) Als Abwassermenge gelten die dem Grundstiick aus offentlichen oder privaten Wasser-
versorgungsanlagen zugefuhrten oder auf dem Grundstiick gewonnenen Wassermengen abziiglich
der nachweislich auf dem Grundstlick verbrauchten oder zuriickgehaltenen Wassermengen.
Der Nachweis der verbrauchten und der zurlickgehaltenen Wassermengen obliegt dem
Gebuhrenpflichtigen mittels eines vom Verband zu installierenden geeichten Wasserzahlers. Der
Entgeltpflichtige Wasserzéhler ist Eigentum des Zweckverbandes.
Die Abwassermengen werden durch Wasserzahler ermittelt. Sie sind von dem Wasser- und
Abwasserzweckverband zu schatzen, wenn

1. ein Wasserzéahler nicht vorhanden ist oder
2. der Zutritt zum Wasserzéahler oder dessen Ablesung nicht ermdglicht wird oder
3. sich konkrete Anhaltspunkte dafiir ergeben, dass der Wasserzahler den wirklichen

Wasserverbrauch nicht angibt.
Bei landwirtschaftlichen Betrieben mit Viehhaltung gilt im Falle einer Bestatigung der Zahl der
Grolvieheinheiten durch das Landwirtschaftsamt eine Abwassermenge von 15 cbm pro
GroRvieheinheit und Jahr als nachgewiesen. Dabei berechnen sich GroRvieheinheiten wie folgt:

- 445 -

Amtsblatt fur den Landkreis Eichsfeld / Nr.: 42 Heilbad Heiligenstadt, den 29.09.2003



Veroffentlichungen sonstiger Stellen

Pferd: 1 GVE
Rind/Kuh: 0,8 GVE
Schwein: 0,3 GVE
Schaf: 0,1 GVE

Wird das hauswirtschaftlich und landwirtschaftlich bzw. gewerblich genutzte Wasser nicht getrennt
erfasst, so wird ein Pro-Kopf-Verbrauch von 35 m® pro Jahr fur jede auf dem Grundstiick gemeldete
Person angerechnet, soweit sich nicht durch eine Nachweisflihrung nach § 3 Abs. 3 Satz 2 dieser
Satzung im Einzelfall ein niedrigerer Verbrauch ergibt.

84
Einleitungsgeblhr fur Niederschlagswasser
(1) Die Niederschlagswassergebihr berechnet sich nach den an die 6ffentlichen Entwasserungsanlagen

(unmittelbar oder uber einen StralReneinlauf) angeschlossenen bebauten oder befestigten Flachen.

Sie wird wie folgt ermittelt:

a) Die direkt oder indirekt an die offentliche Kanalisation angeschlossene bebaute oder befestigte
Flache wird mit dem der Versiegelungsart entsprechenden Abflussbeiwert gemaf Absatz 2 und
mit dem Niederschlagswassergebihrensatz multipliziert.

b) Ist die angeschlossene und mit dem Abflussheiwert bewertete, bebaute oder befestigte
Gesamtflache eines Grundstiickes geringer als 2 m2 wird keine Berechnung der
Niederschlagswassergebuihr vorgenommen.

c) Bei Grundéachern kann auf schriftlichen Antrag eine Gebuhrenminderung entsprechend der
geringeren Abflussrelevanz des Grindachs gewéahrt werden.

d) Wird das auf bebauten oder befestigten Flachen anfallende Niederschlagswasser einer
Regenwassernutzungsanlage zugeleitet, deren Uberlauf direkt oder tiber einen StralReneinlauf an
die offentliche Entwasserungsanlage angeschlossen ist, kann der Anschlussnehmer eine
Reduzierung der gebihrenpflichtigen Grundstiicksflache beantragen.

Die in die Regenwassernutzungsanlage eingeleiteten Niederschlagsmengen die vorwiegend im
Haushalt bzw. fir Sanitareinrichtungen genutzt werden sind vom Anschlussnehmer auf eigene
Kosten durch einen geeichten, vom Zweckverband gestellten Wasserzéhler zu ermitteln. Fuhrt
der Anschlussnehmer den Nachweis nicht mittels geeichten Wasserzahlers, gilt das Volumen des
Sammelbehélters der Regenwassernutzungsanlage als nachgewiesene Jahresmenge. Fir jeden
Kubikmeter Niederschlagswasser, der in der Regenwassernutzungsanlage verwendet wurde, wird
die mit dem Abflussbeiwert (reduzierte Flache) bewertete befestigte Gesamtflache des
Grundstiicks um 2 Quadratmeter reduziert.

Wird das Niederschlagswasser Uberwiegend zur Gartenbewasserung genutzt, werden pauschal
maximal 10 gm der anrechenbaren Flache pro cbm Fassungsvermogen abgesetzt. Aus Griinden
der Verwaltungspraktikabilitdt werden nur Regenwassernutzungsanlagen mit fest installierten
Behaltern ab einer MindestgréRe von 1 cbm gebihrenmindernd beriicksichtigt, vorausgesetzt
diese entsprechen den allgemein anerkannten Regeln der Technik.

(2) Die direkt oder indirekt angeschlossenen, bebauten oder befestigten Flachen werden wie folgt
bewertet:
Art der Oberflache Abflussbeiwert
1. Bebaute Flachen, Dachgrundflachen (inkl. Dachiberstande) 0,9
2. Befestigte Flachen
2.1. Asphalt, Beton u.a. (sehr stark befestigte Flachen) 0,9
2.2. Pflaster, Platten u.a. (stark befestigte Flachen) 0,6
2.3. Schotterdeckschichten, Rasengittersteine u.a.
(gering befestigte Flachen) 0,2
3. Unbefestigte Flachen, z.B. Rasen- und Beetflachen,
Acker, Weide u.a. 0,0
3) Der Anschlussnehmer ist verpflichtet, bei der Ermittlung der fir die Festsetzung der Nieder-

schlagswassergebiihren nach dieser Satzung erforderlichen Grundlagen mitzuwirken. Dies betrifft
insbesondere die Uberpriifung und Erfassung der Entwasserungsverhaltnisse auf dem Grundstiick
sowie die Ermittlung der GréRe nach versiegelter Art der bebauten oder befestigten Flachen, die
beziglich der Niederschlagswasserentsorgung an die oOffentliche Entwéasserungsanlage ange-
schlossen sind. Der Anschlussnehmer hat bei der Ermittlung die ihm hierzu Uberreichten Formulare
des Zweckverbands wahrheitsgemal auszufillen. Beauftragte des Zweckverbands dirfen fir die
Flachenermittlung das Grundstiick betreten. Die Grundstickseigentiimer haben dies zu ermdglichen.

(4) Entsiegelungen sind dem Zweckverband schriftlich unter Mitteilung der betroffenen Flache und Ver-
siegelungsart anzuzeigen. Die Entsiegelung wird bei der Gebiuhrenabrechnung ab dem auf den
Eingang der Anzeige folgenden Monatsersten beriicksichtigt.
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Der Zweckverband kann die Berechnungsgrundlagen schatzen, wenn der Anschlussnehmer trotz
zweimaliger Aufforderung, seiner Mitwirkungspflicht nach dieser Satzung nicht nachkommt.

Der Zweckverband kann die direkt oder indirekt angeschlossenen, bebauten oder befestigten
Flachen, die auf die jeweiligen Teilflachen entfallenden Abflussbeiwerte und die sich hieraus
ergebende gebihrenpflichtige modifizierte Flache durch einen besonderen Bescheid feststellen, der
die Wirkung eines Grundlagenbescheides im Sinne des § 179 AO hat.

Der Geblhrensatz fir die Einleitung von Niederschlagswasser betragt 0,38 € pro gm u. Jahr.

§ 4a

Einleitungsgebihr fur Niederschlagswasser von 6ffentlichen Stral3en, Wegen und Platzen
Die Vorschriften dieser Satzung gelten entsprechend fir die Einleitung von Oberflachenwasser von
offentlichen StralRen, Wegen und Platzen. Die Einleitungsgebihr bemisst sich nach den geméaR § 4
ermittelten an die offentlichen Entwasserungsanlagen angeschlossenen bebauten oder befestigten
Flachen.
Abweichend von § 4 Abs. 7 betragt der Gebiihrensatz 0,59 € pro gm und Jahr.
Abweichend von § 8 ist Gebihrenschuldner der Trager der StraRenbaulast.
Die Gebuhr entfallt in dem Mafe, in dem der Gebuhrenpflichtige nachweisen kann, dal} er eine
Beteiligung an den Herstellungs- oder Erneuerungskosten der Abwasseranlage entrichtet hat, die den
Anforderungen des § 23 Abs. 5 Thiringer Stra3engesetz geniigt.

85

Beseitigungsgebiuhr
Die Beseitigungsgebihr wird nach dem Rauminhalt der Abwasser berechnet, die von den
Grundstliicken — abtransportiert werden, die mit einer abflusslosen Grube oder einer
Grundstuicksklaranlage ausgestattet sind. Der Rauminhalt der Abwéasser wird mit einer geeigneten
Messeinrichtung festgestellt.
Die Geblihr betragt
a) fur Abwasser aus einer abflusslosen Grube 16,81 €/cbm
b) fur Abwasser (Fakalschlamm) aus einer Grundstiicksklaranlage 25,06 €/cbm
Die in Abs. 2 festgesetzte Gebuhr deckt die Kosten fur das Abfahren, die Abwasserbehandlung und
die Schlammbeseitigung. Sofern die Grundstiicksentwésserungsanlage nicht ungehindert angefahren
und entleert werden kann, hat der Geblhrenpflichtige neben der Gebihr nach Abs. 2 die Kosten flr
den Mehraufwand zu erstatten.

§6
Gebihrenzuschlage

Fur Abwasser, deren Beseitigung einschlielich der Klarschlammentsorgung (Beseitigung) Kosten
verursacht, die die durchschnittlichen Kosten der Beseitigung hauslicher Abwéasser um mehr als 30 %
(Grenzwert) Ubersteigen, wird ein Zuschlag in Hohe des den Grenzwert U(bersteigenden
Prozentsatzes des Kubikmeterpreises erhoben.
Absatz 1 gilt fur Fakalschlamm nur insoweit, als der Verschmutzungsgrad von Fakalschlamm
gewohnlicher Zusammensetzung in einer Weise Ubertroffen wird, der den in Absatz 1 genannten
Kosten entsprechende Kosten verursacht.
Die dem Zweckverband auf der Klaranlage Stdost in Leinefelde tatsachlich entstehenden Kosten fir
das Entfarben der Abwasser — einschlieRlich der Gebaudeunterhaltung und der kalkulatorischen
Kosten — hat der GebiUhrenschuldner nach einer gemall 8 7 der EWS abzuschlieRenden
Sondervereinbarung zu tragen.

87

Entstehen der Gebuhrenschuld

Wird Schmutzwasser in die leitungsgebundene o6ffentliche Entwasserungsanlage eingeleitet, so
entsteht die Einleitungsgebihr fir Schmutzwasser. Ist das Grundstick an die 6ffentliche
Entwasserungsanlage hinsichtlich des Niederschlagswassers angeschlossen oder gelangt
Niederschlagswasser von dem Grundstick in die 6ffentliche Entwasserungsanlage, so entsteht die
Einleitungsgebuhrenpflicht  fir Niederschlagswasser (88 4, 4a) mit der Einleitung. Die
Beseitigungsgeblhr entsteht mit jeder Entnahme des Raumguts. Die Gebuhrenpflicht nach Satzen 1
und 2 erlischt mit Ablauf des Monats, in dem der Grundstiicksanschluss beseitigt und das Grundsttick
nicht auf sonstige Weise in die o6ffentliche Entwdsserungsanlage entwassert wird. Besteht die
Gebuhrenpflicht  nicht wahrend des  gesamten Kalenderjahres, so werden die
Niederschlagswassereinleitungsgebuhren (88 4, 4a) in Hohe des entsprechenden Monatsbruchteils
der Jahresgebulhr berechnet.
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Die Grundgebihrenschuld entsteht bei anschlieBbaren Grundstiicken erstmals mit dem Tag, der auf
den Zeitpunkt der betriebsfertigen Herstellung des Anschlusses folgt. Bei nicht anschlieRbaren
Grundstiicken entsteht die Grundgebiihrenschuld erstmals mit dem Tag, der auf dem Tag der
Inbetriebnahme des Nutzraums (Faulraum oder Sammelraum) folgt. Im Ubrigen entsteht die
Grundgebuhrenschuld mit dem Beginn eines jeden Tages in Hohe eines Tagesbruchteils der
Jahresgrundgebihr neu.

§8
Gebuhrenschuldner

Gebuhrenschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Geblhrenschuld Eigentimer des
Grundstiicks oder ahnlich zur Nutzung des Grundstiicks dinglich berechtigt ist. Gebihrenschuldner ist
auch der Inhaber eines auf dem Grundstiick befindlichen Betriebes. Mehrere Gebuhrenschuldner sind
Gesamtschuldner.

Soweit Abgabepflichtiger der Eigentimer oder Erbbauberechtigte eines Grundstiicks ist und dieser nicht
im Grundbuch eingetragen oder sonst die Eigentums- oder Berechtigungslage ungeklart ist, so ist
derjenige beitragspflichtig, der im Zeitpunkt des Entstehens der Abgabepflicht der Besitzer des
betroffenen Grundstuicks ist.

§9

Abrechnung, Félligkeit, Vorauszahlung
Die Grund- und Einleitungsgebihren werden jahrlich abgerechnet. Die megenabhangigen
Beseitigungsgebuhren werden nach der tatséchlichen Inanspruchnahme abgerechnet. Die Grund- und
Einleitungsgebuhren sowie die Beseitigungsgebiuhren werden einen Monat nach Bekanntgabe des
Gebuhrenbescheides fallig.
Auf die Gebuihrenschuld der Einleitungsgebiihren sind zum 01.03., 15.05., 15.08. und 15.11. eines jeden
Jahres Vorauszahlungen in Hohe eines Flinftels der Jahresendabrechnung des Vorjahres zu leisten.
Fehlt eine solche Vorjahresberechnung, so setzt der Zweckverband die Hohe der Vorauszahlungen unter
Schéatzung des Jahresgesamtverbrauches fest.

§10
Auskunftspflicht
Die Abgabenpflichtigen und ihre Vertreter haben dem Zweckverband jede Auskunft zu erteilen, die fur die
Festsetzung und Erhebung der Abgaben erforderlich ist.
Der Zweckverband kann an Ort und Stelle ermitteln. Die nach Abs. 1 zur Auskunft verpflichteten
Personen haben dies zu ermdglichen und in dem erforderlichen Umfang zu helfen.

§11

Anzeigepflicht
Jeder Wechsel der Rechtsverhdltnisse am Grundstiick ist dem Zweckverband sowohl vom Verdul3erer als
auch vom Erwerber innerhalb eines Monats schriftlich anzuzeigen.
Sind auf dem Grundstiick Anlagen vorhanden, die die Berechnung der Abgabe beeinflussen, so hat der
Abgabenpflichtige dies unverziglich dem Zweckverband schriftlich anzuzeigen. Dieselbe Verpflichtung
besteht fur ihn, wenn solche Anlagen neu geschaffen, geéndert oder beseitigt werden.
Ist zu erwarten, dass sich im Laufe des Kalenderjahres die Abwassermenge um mehr als 50 v. H. der
Abwassermenge des Vorjahres erhdhen oder erméafigen wird, so hat der Abgabenpflichtige hiervon den
Zweckverband unverziglich Mitteilung zu machen.

§12
Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrigkeiten werden entsprechend Thiringer Kommunalabgabengesetz geahndet.

8§13
Inkrafttreten

Die Satzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung der Satzung im Amtsblatt des Landkreises Eichsfeld
(Amtsblatt der Aufsichtsbehdrde) in Kraft.

Ausfertigung:
Niederorschel, den 15. September 2003

(Siegel) Eckart Lintzel
Verbandsvorsitzender
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Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften, die sich aus der Thiringer Kommunalordnung oder
aus einer aufgrund der Thiringer Kommunalordnung erlassenen Vorschrift ergeben, ist unbeachtlich, wenn
sie nicht innerhalb eines Jahres nach Bekanntmachung dieser Satzung gegeniuber dem Zweckverband unter
Bezeichnung des Sachverhalts, der die Verletzung begriinden soll, schriftlich geltend gemacht worden ist.
Ausgenommen sind die Vorschriften Uber die Genehmigung, die Ausfertigung oder die Bekanntmachung der
Satzung.

Erganzende Bestimmungen des Wasser- und Abwasserzweckverbandes ,Eichsfelder
Kessel" zur "Verordnung uUber Allgemeine Bedingungen fiir die Versorgung mit
Wasser" (AVBWasserV) vom 20. Juni 1980

1. Zu 8 2 AVBWasserV - Vertragsabschluss

1.1 Der WAZV ,Eichsfelder Kessel“ (im folgenden Wasserzweckverband genannt) liefert auf der Grundlage
eines privatrechtlichen Versorgungsvertrages Wasser an seine Kunden. Ein Vertrag kommt auch
zustande durch einen entsprechenden Antrag des Kunden auf Anschluss und erteilte Genehmigung des
Wasserzweckverbandes sowie Bezahlung des Baukostenzuschusses und der Hausanschlusskosten.

1.2 Der Versorgungsvertrag wird im allgemeinen mit dem Eigentimer oder dem Erbbauberechtigten des
anzuschlieBenden Grundstiickes abgeschlossen. In Ausnahmefallen kann der Vertrag auch mit dem
Nutzungsberechtigten, z.B. Mieter, Pachter, Niel3braucher, abgeschlossen werden (vgl. § 8 Abs. 5
AVBWasserV), wenn der Eigentiimer sich zur Erfilllung des Vertrages mit verpflichtet.

1.3 Werden mehrere Grundstiickseigentiimer bzw. Verwalter von Wohnungen (ber eine Anschlussleitung
mit Wasser versorgt, so haften sie gegeniiber dem Wasserzweckverband gesamtschuldnerisch.

1.4 Sofern es sich um eine Wohnungseigentimergemeinschaft handelt, wird der Versorgungsvertrag mit
der Gemeinschaft abgeschlossen. Jeder Wohnungseigentimer haftet als Gesamtschuldner. Die
Wohnungseigentimergemeinschaft verpflichtet sich, den Verwalter oder eine andere Person zu
bevollméachtigen, alle Rechtsgeschéafte aus dem Versorgungsvertrag fur die Wohnungseigentimer mit
dem Wasserzweckverband wahrzunehmen und personelle Anderungen, die die Haftung der
Wohnungseigentiimer beriihren, dem Wasserzweckverband unverziiglich mitzuteilen. Wird ein Vertreter
nicht benannt, so sind die an einen Wohnungseigentimer abgegebenen Erklarungen des
Wasserzweckverband auch fir die Ubrigen Eigentimer rechtswirksam. Das gleiche gilt, wenn das
Eigentum an dem versorgten Grundstick mehreren Personen gemeinschaftlich zusteht
(Gesamteigentum und Miteigentum nach Bruchteilen).

1.5 Wohnt der Kunde nicht im Inland, so hat er einen Zustellungsbevollméachtigten zu benennen.

2. Zu 8 3 AVBWasserV - Bedarfsdeckung
2.1 Zwischen einer eigenen Wasserversorgungsanlage und dem offentlichen Versorgungsnetz ist keine
unmittelbare Verbindung zulassig.
2.2 Wenn die zeitweilige Absperrung langer als 1 Jahr dauert, so ist nach DIN 1988 die
Hausanschlussleitung durch den Wasserzweckverband vom Versorgungsnetz abzutrennen. Die Kosten
dafur tragt der Kunde.

3. Zu § 4 Abs. 4 AVBWasserV - Art der Versorgung

3.1 Der Wasserzweckverband stellt Wasser in einer Beschaffenheit zur Verfligung, die den
Mindestanforderungen der Trinkwasserverordnung entspricht. Dartiber hinausgehende Anforderungen
sind durch den jeweiligen Kunden selbst zu erfiillen.

3.2 Eine Druckerhéhung fiir Gebdude, fir deren Versorgung ein (ber dem Durchschnitt des
Versorgungsgebietes liegender Versorgungsdruck notwendig wird, ist durch den Kunden zu
gewahrleisten. Dies betrifft insbesondere die Verpflichtung des Kunden, die Kosten fiir die Installation,
den laufenden Betrieb sowie die Unterhaltung, Reparatur und Erneuerung der abnehmereigenen, den
Regeln der Technik entsprechenden Druckerhéhungsanlagen zu tragen.

3.3 In historisch gewachsenen Versorgungsgebieten ist der Wasserzweckverband nicht verpflichtet, einen
hoheren als in diesem Netz mdglichen Versorgungsdruck zu liefern.

3.4 Malnahmen des Kunden, z. B. Einbau von Druckerhéhungsanlagen, Dosiergeraten usw. dirfen keine
nachteiligen Auswirkungen auf das Versorgungsnetz (Verteilungsnetz und Hausanschluss) haben und
gehen zu Lasten des Kunden.

4. Zu § 8 AVBWasserV - Grundsticksbenutzung
4  Kann ein Grundstick nur durch Verlegung einer Anschlussleitung uber ein vorhergehendes, fremdes
Privatgrundstiick, welches nicht an die Wasserversorgung angeschlossen ist, vom Eigentiimer nicht in
wirtschaftlichem Zusammenhang mit der Wasserversorgung genutzt wird oder fir das die Méglichkeit
der Wasserversorgung sonst nicht wirtschaftlich vorteilhaft ist, versorgt werden, hat der kinftige
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Anschlussnehmer seinem Antrag auf Anschluss die zugunsten des Wasserzweckverbandes
eingetragene Grunddienstbarkeit zur Sicherung des Leitungsrechtes beizuftgen.

5. Zu § 9 AVBWasserV - Baukostenzuschiisse

5.1 Der Anschlussnehmer zahlt dem Wasserzweckverband bei Anschluss an das Leitungsnetz des
Wasserzweckverbandes bzw. bei einer wesentlichen Erhdéhung seiner Leistungsforderung einen
Zuschuss zu den Kosten der ortlichen Verteilungsanlagen (Baukostenzuschuss). Der
Baukostenzuschuss errechnet sich aus den Kosten, die fur die Erstellung oder Verstarkung der
ortlichen Verteilungsanlagen erforderlich sind.
Die ortlichen Verteilungsanlagen sind die der Erschlielung des Versorgungsbereiches dienenden
Hauptleitungen, Versorgungsleitungen, Behdlter, Armaturen, Druckerhéhungs- und sonstige
zugehdrige Anlagen. Der Versorgungsbereich richtet sich nach der versorgungsrechtlichen
Ausbaukonzeption fur die 6rtlichen Verteilungsanlagen.

5.2 Als Baukostenzuschuss zu den auf den Anschlussnehmer entfallenden Kosten fiir die Erstellung oder
Verstarkung der drtlichen Verteilungsanlagen gilt ein Anteil von 70 von Hundert dieser Kosten.

Der Baukostenzuschuss betragt: BKZ (in €) = 0,7x K x NF
Summe NF
Es bedeuten:
K: Anschaffungs- und Herstellungskosten fiir die Erstellung der
ortlichen Verteilungsanlagen
NF: Nutzflache des anzuschlieBenden Grundstiickes
Summe NF: Summe der Nutzflachen aller Grundstiicke, die im betreffenden Versorgungsbereich

an die Verteilungsanlagen angeschlossen werden kénnen
Der Berechnungsmalstab fiir den Baukostenzuschuss ist die gewichtete Grundstiicksflache. Die gewich-
tete Grundstuicksflache ergibt sich durch Vervielfachen der Grundstiicksflache mit dem Nutzungsfaktor.
5.3 Als Grundsticksflache gilt
1. bei Grundstiicken im Bereich eines Bebauungsplanes die Flache, die der Ermittlung der zuldssigen
Nutzung zugrunde zu legen ist;
2. bei Grundstiicken auBerhalb des Geltungsbereichs eines Bebauungsplanes,
a) die ganzlich im unbebauten Innenbereich (§ 34 Baugesetzbuch — BauGB) liegen grundsatzlich die
gesamte Flache des Grundstiickes,
b) die sich vom Innenbereich (§ 34 BauGB) uUber die Grenzen des Bebauungszusammenhangs
hinaus in den AuRRenbereich erstrecken
aa) soweit sie an eine ErschlieBungsanlage angrenzen, die Flache zwischen der gemeinsamen
Grenze der Grundsticke mit der ErschlieBungsanlage und einer der ortsiblichen Bebauung
entsprechenden Grundstiickstiefe (Tiefenbegrenzung); Grundstiicksteile, die lediglich die
wegemassige Verbindung zur ErschlieBungsanlage herstellen, bleiben bei der Bestimmung der
Grundstuckstiefe unberucksichtigt. Diese betragen in den Mitgliedsgemeinden:

Ort Tiefenbegrenzung in (m)
Bernterode 37
Bernterode OT Bernterode/Schacht B-Plan
Bischofferode 33
Bischofferode OT Haurdden 33
Bockelnhagen 30
Bockelnhagen OT Weilrode 34
Breitenbach 31
Breitenworbis 36
Buhla 31
Buhla OT Ascherode 32
Deuna 36
Gernrode 38
Gerterode 33
Grol3bodungen 33
GroRbodungen OT Wallrode 26
Hausen 31
Haynrode 32
Holungen 32
Jiutzenbach 36
Kallmerode 31
Kallmerode OT Beinrode tatsachliche Bebauung
- 450 -
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3.

Kirchworbis 34
Kleinbartloff 38
Kleinbartloff OT Reifenstein tatséchliche Bebauung
Leinefelde 35
Leinefelde OT Birkungen 35
Leinefelde OT Breitenholz 35
Neustadt 33
Neustadt OT Neubleicherode 31
Niederorschel 39
Niederorschel OT Oberorschel 49
Niederorschel OT Ridigershagen 34
Silkerode 31
Steinrode OT Epschenrode 43
Steinrode OT Werningerode 33
Stockey 32
Vollenborn 32
WeiRenborn-Liiderode 37
WeiRenborn-Liderode OT Gerode 37
Wintzingerode OT Bodenstein 46
Worbis 40
Worbis OT Kaltohmfeld 31
Worbis OT Kirchohmfeld 33
Zwinge 34

Uberschreitet die beitragsrechtlich relevante tatsachliche Nutzung diese Abstande, so fallt die
Linie zusammen mit der hinteren Grenze der tatséchlichen Nutzung.
bb) die Flache zwischen der der offentlichen Einrichtung zugewandten Grundstiicksseite und
einer parallel dazu verlaufenden Linie, deren Abstand durch die ruckwértige Grenze der
zuléssigen baulichen, gewerblichen oder sonstigen vergleichbaren beitragsrechtlich
relevanten Nutzung bestimmt wird;
bei bebauten Grundsticken im AuRenbereich (§ 35 BauGB) die Grundflache der an die
Wasserversorgungsanlage angeschlossenen Baulichkeiten geteilt durch die Grundflachenzahl 0,2,
hdchstens jedoch die tatsachliche Flache des Buchgrundstiicks. Die so ermittelte Flache wird diesen
Baulichkeiten dergestalt zugeordnet, dass ihre Grenzen jeweils im gleichen Abstand von den
AuBenwanden der Baulichkeiten verlaufen, wobei bei einer Uberschreitung der Grundstiicksgrenze
durch diese Zuordnung eine gleichmaRige Flachenerganzung auf dem Grundstlick erfolgt;
bei Grundsticken, fur die im Bebauungsplan die Nutzung als Sportplatz, Friedhof oder Kleingarten im
Sinne des Bundeskleingartengesetzes festgesetzt ist, oder die innerhalb eines im Zusammenhang
bebauten Ortsteils (8 34 BauGB) tatsdchlich so genutzt werden, die Grundflache der an die
Wasserversorgungsanlage angeschlossenen Baulichkeiten geteilt durch die Grundflachenzahl 0,2,
héchstens jedoch die tatsachliche Flache des Buchgrundstiicks. Die ermittelte Flache wird diesen
Baulichkeiten dergestalt zugeordnet, dass ihre Grenzen jeweils im gleichen Abstand von den
AuRenwanden der Baulichkeiten verlaufen, wobei bei einer Uberschreitung der Grundstiicksgrenze
durch diese Zuordnung eine gleichméaRige Flachenergéanzung auf dem Grundstuck erfolgt.

5.4 Der Nutzungsfaktor betragt:

1.

2.
3.

bei Grundsticken, die in einer der baulichen oder gewerblichen Nutzung vergleichbaren Weise
genutzt werden konnen (z.B. Friedhtfe, Sportanlagen, Campingplatze, Freibader, Stellplatze oder
Dauerkleingarten) oder nur untergeordnet bebaubar oder untergeordnet gewerblich nutzbar sind 1,0;
bei Grundstiicken mit einer Bebaubarkeit mit einem Vollgeschoss 1,0;
fur jedes weitere Vollgeschoss erhoht sich der Nutzungsfaktor um 0,5.

5.5 Fir die Zahl der Vollgeschosse im Sinne von Ziffer 5.4 gilt:

1.
2.

die im Bebauungsplan festgesetzte hdchstzulassige Zahl der Vollgeschosse;

soweit der Bebauungsplan statt der Vollgeschosszahl eine Baumassenzahl festsetzt, die
Baumassenzahl geteilt durch 3,5. Dabei werden Bruchzahlen bis einschlieBlich 0,4 auf die
vorausgehende volle Zahl abgerundet und solche uber 0,4 auf die néchstfolgende Zahl aufgerundet;
soweit kein Bebauungsplan besteht oder in dem Bebauungsplan weder die Zahl der Vollgeschosse
noch die Baumassenzahl bestimmt ist, die Zahl der zulassigen Vollgeschosse nach der in der
naheren Umgebung Gberwiegend vorhandenen Bebauung;

die Zahl der tatsachlichen Vollgeschosse, sofern diese Zahl héher ist als die nach Ziffer 1 bis 3
ermittelte Zahl,

soweit Grundstiicke im AufRenbereich liegen (8 35 BauGB) die Zahl der genehmigten Vollgeschosse.
Weist das Grundstiick keine genehmigte Bebauung auf oder tiberschreitet die vorhandene Bebauung
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die genehmigte Bebauung, ist die Zahl der Vollgeschosse der vorhandenen Bebauung maf3geblich.

5.6 Im Bereich eines Bebauungsplanes gelten als Geschosse alle Vollgeschosse im Sinne der Thiringer
Bauordnung (ThurBO). In allen anderen Bereichen gelten alle Geschosse als Vollgeschosse, deren
Deckenoberkante im Mittel mehr als 1,40 m Uber die Gelandeoberflache hinausragt und die Uber
mindestens zwei Drittel ihrer Grundflache eine lichte Héhe von mindestens 2,00 m haben.

5.7 Wird ein Anschluss an eine Verteilungsanlage hergestellt, die vor dem Inkrafttreten der Ergdnzenden
Bestimmungen errichtet oder mit deren Errichtung vor diesem Zeitpunkt begonnen wurde, so bemisst sich
der BKZ abweichend von Ziffer 5.2 wie folgt: Der BKZ wird nach der Nutzflache errechnet. Er betragt 1,16
€/m2 einschlieBlich Umsatzsteuer Nutzflache. Die Umsatzsteuer wird in der Rechnung gesondert
ausgewiesen.

5.8 Der BKZ wird auch dann féllig, wenn der Anschluss an die der ortlichen Versorgung dienenden
Verteilungsanlagen Uber eine auf dem anzuschlieRenden oder einem fremden Grundstick bereits
vorhandenen Hausanschlussleitung erfolgt.

5.9 Der BKZ wird zwei Wochen nach Annahme des Angebotes, oder falls die erforderlichen
Verteilungsanlagen spater fertig werden, zu diesem Zeitpunkt, spatestens jedoch bei Fertigstellung des
Hausanschlusses zugleich mit den Hausanschlusskosten fallig.

6. Zu 8§ 10 AVBWasserV - Hausanschluss und Hausanschlusskosten

6.1 Hauptabsperrvorrichtung ist das in FlieBrichtung des Wassers vor der Wassermesseinrichtung
angeordnete Absperrorgan.

6.2 Hausanschlisse gehdren zu den Betriebsanlagen des Wasserzweckverbands und sind dessen
Eigentum.

6.3 Unentgeltlich ist der laufende Unterhalt der Hausanschlusse und der Wasserzahleranlagen sowie
deren Auswechselung, wenn sie aus versorgungstechnischen Griinden im Interesse des
Wasserzweckverbandes liegen und nicht durch Verschulden des Kunden erforderlich werden.

6.4 Treten bei Unterhalt oder Auswechselung von Hausanschlussen erhebliche Behinderungen auf, die
vom Kunden zu vertreten sind, ist der Wasserzweckverband berechtigt, die daraus entstehenden
Kosten dem Kunden zu berechnen.

6.5 Der Anschlussnehmer hat dem Wasserzweckverband die von ihm fir die Erstellung des
Hausanschlusses aufgewandten Kosten zu erstatten.

6.6 Als Erstellung des Hausanschlusses im Sinne des § 10 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 AVBWasserV gilt neben der
erstmaligen Herstellung auch die Erneuerung des Hausanschlusses.

6.7 Der Anschlussnehmer tragt ferner alle entstehenden Kosten fiur die Verédnderung des
Hausanschlusses, die durch eine Anderung oder Erweiterung seiner Anlage (z. B. Uberbauung des
Hausanschlusses) erforderlich oder aus anderen Grinden von ihm veranlasst werden. Der
Anschlussnehmer trégt auch die Kosten der Trennung und des Ruckbaus des Hausanschlusses, falls
er eine endglltige oder voribergehende Einstellung der Versorgung winscht und dies nach den
Regeln der Technik (z. B. DIN 1988) eine Trennung bzw. einen Rickbau des Anschlusses geboten
erscheinen lasst.

6.8 Die Verlegung bzw. Verdnderung des Hausanschlusses ist beim Wasserzweckverband mit Vordruck zu
beantragen.

6.9 Dem Anschlussnehmer werden vor Beginn der Arbeiten unverbindlich die an den Wasserzweckverband
zu zahlenden Anschlusskosten in voraussichtlicher Hohe mitgeteilt. Die Hausanschlusskosten werden
nach Fertigstellung des Hausanschlusses und zwei Wochen nach Zusendung der Rechnung fallig.

6.10 Der Wasserzweckverband kann den Anschluss eines Grundstiickes an die Wasserversorgungsleitung
versagen, wenn dieser wegen der Lage des Grundstickes oder aus sonstigen technischen oder
betriebswirtschaftlichen Grinden erhebliche Schwierigkeiten bereitet oder besondere MaflRnahmen
erfordert. Der Anschluss kann hergestellt werden, wenn der Antragsteller die zuséatzlich entstehenden
Kosten fir den Anschluss einschlielich Unterhaltung und Erneuerung tbernimmt und auf Verlangen
hierfir Sicherheit leistet.

7. Zu 8 11 AVBWasserV - Messeinrichtungen an der Grundstiicksgrenze
7.1  UnverhaltnismaRig lang im Sinne von § 11 Abs. 1 Ziff. 2 ist die Anschlussleitung dann, wenn sie auf
dem Privatgrundstiick eine Lange von 15 m Uberschreitet.
7.2 Wasserzahlerschachte haben den Regeln der Technik, insbesondere der DIN 1988 Teil 2 zu
entsprechen.

8. Zu § 12 AVBWasserV - Kundenanlage
8. Wenn durch Schaden an der Kundenanlage oder aus einem anderen Grund Wasser ungenutzt ablauft,
hat der Kunde dieses Wasser zu bezahlen.
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9. Zu 88 13, 15, 18 und 33 AVBWasserV - Inbetriebsetzung
der Kundenanlage und Messeinrichtungen

Die Kundenanlage kann durch jedes in ein Installateurverzeichnis des Wasserzweckverbandes
eingetragenes Installationsunternehmen an das Verteilungsnetz angeschlossen und in Betrieb gesetzt
werden.
Die Kosten fiir die Inbetriebsetzung der Anlage (einschlieRlich Setzen der Messeinrichtung) tragt der
Kunde in Hbéhe des tatsachlichen Aufwandes. Dies gilt auch, wenn aus Griinden, die der Kunde zu
vertreten hat, die Durchfiihrung dieser Arbeiten nicht moglich war und eine erneute Anfahrt erforderlich
ist. Die Inbetriebsetzung der Anlage kann von der vollstandigen Bezahlung des Baukostenzuschusses
und der Hausanschlusskosten abhangig gemacht werden.
Ziffer 9.2 Satz 1 und 2 gilt auch fur die Wiederinbetriebsetzung einer Anlage nach der Einstellung der
Versorgung.
Ziffer 9.1 gilt auch fir Erweiterungen und Anderungen von Anlagen und fir die Verwendung zuséatzlicher
Verbrauchseinrichtungen.
Die Entfernung oder Beschadigung der vom Wasserzweckverband an Hauptabsperrvorrichtungen,
Wasserzahlern, Absperrhdhnen usw. angelegten Plomben kann als Sachbeschadigung oder
Urkundenvernichtung strafrechtlich verfolgt werden.

10. Zu 8 16 AVBWasserV - Zutrittsrecht

Der Kunde ist verpflichtet, den mit einem Ausweis versehenen Mitarbeitern und Beauftragten des
Wasserzweckverbandes Zutritt zu seinem Grundstick und zu seinen Raumlichkeiten zu gestatten,
soweit dies fur die Prifung der technischen Einrichtungen, zur Wahrnehmung sonstiger Rechte und
Pflichten gem&R AVBWasserV, insbesondere zur Ablesung oder zur Ermittlung preislicher
Bemessungsgrundlagen erforderlich ist.

Dieses Zutrittsrecht gilt hiermit als ausdriicklich vereinbart. Die Verweigerung des Zutrittsrechts ist eine
Zuwiderhandlung gemar § 33 AVBWasserV.

11. Zu § 17 AVBWasserV - Technische Anschlussbedingungen
Hausanschlussleitungen und Leitungen der Kundenanlage dirfen weder als Erder noch als Schutzleiter
fur Blitzableiter-Erdungsleitungen und Starkstromanlagen benutzt werden.

12. Zu § 19 AVBWasserV - Nachprifung von Messeinrichtungen
Verlangt der Kunde die Nachprifung von Messeinrichtungen, die im Eigentum des
Wasserzweckverbands stehen, hat er hiervon den Wasserzweckverband schriftlich zu benachrichtigen.
Die Kosten der Prifung tragt der Kunde, falls die Abweichung der Messeinrichtungen die gesetzlichen
Verkehrsfehlergrenzen nicht Uberschreitet. lhre H6he setzt sich insbesondere zusammen aus den
amtlichen Eich- und Beglaubigungskosten, den Kosten fur den Ein- und Ausbau sowie den Transport
der Messeinrichtung.

13. Zu § 22 AVBWasserV - Verwendung des Wassers
Mietbedingungen fur Standrohre mit Wasserzéahler

Wird Wasser aus oOffentlichen Hydranten nicht zum Feuerléschen, sondern zu anderen
voribergehenden Zwecken entnommen, sind hierfir Hydrantenstandrohre mit Wasserzahlern zu
benutzen. Die Standrohre mit Wasserzahler werden vom Wasserzweckverband nach Mal3gabe der
hierflr geltenden Bedingungen nur bei einem unbedingt notwendigen Bedarf und wenn keine andere
Mdglichkeit einer Wasserentnahme ist, vermietet.
An Bauunternehmen werden Standrohre mit Wasserzéhler nur fiur eine bestimmte MalRnahme
ausgegeben und der jeweilig zu benutzende Hydrant durch den Wasserzweckverband festgelegt.
Der Mieter haftet fur Beschadigungen aller Art, sowohl fir Schaden am Mietgegenstand als auch fur
alle Schaden, die durch Gebrauch des Standrohres mit Wasserzahler an Hydranten und
Leitungseinrichtungen dem Wasserzweckverband oder dritten Personen entstehen.
Bei Verlust des Standrohres mit Wasserzahler hat der Mieter vollen Ersatz zu leisten. Bei Frostwetter
ist die Benutzung des Hydranten nicht gestattet. Der Mieter ist verpflichtet, das Uberlassene Standrohr
mit Wasserzahler spatestens am Ende eines jeden Quartals dem Wasserzweckverband zur Ablesung
vorzuzeigen.
Der Wasserzweckverband vermietet Standrohre mit Wasserzahler nur gegen Zahlung einer Kaution in
Hoéhe von 350,00 € je Standrohr mit Wasserzahler. Dieser Betrag wird bei Riickgabe des Standrohres
mit Wasserzahler nach Abzug von Kosten, die durch Behebung von Beschadigungen am Standrohr mit
Wasserzahler bzw. Hydranten entstanden und vom Mieter zu vertreten sind, einschlie3lich Miet- und
Wassergeld zurtickgezahlt.

Amtsblatt fur den Landkreis Eichsfeld / Nr.: 42 Heilbad Heiligenstadt, den 29.09.2003



Veroffentlichungen sonstiger Stellen

13.6

13.7

141
14.2
14.3

14.4

14.5

15.

16.1

16.2

16.3

16.4

17.

18.

191

19.2

Die Miete fur ein Standrohr betragt:

1. Tag 6,57 € einschliel3lich Umsatzsteuer

jeder weitere Tag 1,64 € einschliel3lich Umsatzsteuer

Die Umsatzsteuer wird in der Rechnung gesondert ausgewiesen.

Sollte das Standrohr mit Wasserzahler nicht nach den vorgenannten Ablesezeitraumen vorgezeigt
werden, erfolgt ein Einzug durch den Wasserzweckverband ,Eichsfelder Kessel“. Im
Wiederholungsfalle behalt sich der Wasserzweckverband ,Eichsfelder Kessel* vor, kiinftig ein
Standrohr mit Wasserzahler an den Mieter nicht mehr auszugeben.

Die Verwendung fremder Standrohre mit Wasserzahler ist nicht gestattet.

14. Zu 88 24, 25 AVBWasserV - Abrechnung, Abschlagszahlung
Abrechnungszeitraum ist grundsétzlich ein Zeitraum von 12 Monaten.
Abschlagszahlungen werden grundsatzlich zweimonatlich erhoben.
Eine Anderung der Abrechnungszeitraume und der Anforderung von Abschlagszahlungen bleibt dem
Wasserzweckverband vorbehalten.
Im Vertrag kann monatliche Ablesung und Rechnungslegung bzw. monatliche Abschlagszahlung
vereinbart werden. Bestehende Vereinbarungen zur Ablesung und Rechnungslegung bleiben in Kratft.
Sind zusatzliche Abrechnungen (z.B. Eigentimerwechsel) erforderlich, tragt der Kunde die Kosten.

15. Zu § 27 AVBWasserV - Zahlung, Verzug
Bei Zahlungsverzug des Kunden berechnet der Wasserzweckverband fur jede Mahnung 2,50 €.

16. Tarifpreis fur die Versorgung mit Trinkwasser
Der Grundpreis stellt das Entgelt fur die Bereitstellung der 6ffentlichen Wasserversorgungsanlage dar.
Er wird fur jeden Grundstiicksanschluss auf der Basis der Gro3e des Wasserzahlers berechnet.
Der Grundpreis betragt bei der Verwendung von Wasserzahlern der Nenngrol3e

bis 2,5m3/h 131,30 €/Jahr  einschlieRlich Umsatzsteuer
bis 6,0 m3/h 315,12 €/Jahr  einschlie3lich Umsatzsteuer
bis 10,0 m3/h 525,20 €/Jahr  einschlieRlich Umsatzsteuer
bis 15,0 m°/h 787,80 €/Jahr  einschlieRlich Umsatzsteuer
bis 25,0 m°/h 1.313,00 €/Jahr  einschlieRlich Umsatzsteuer
bis 40,0 m°/h 2.100,80 €/Jahr  einschlielich Umsatzsteuer
bis 60,0 m3/h 3.151,20 €/Jahr  einschlieBlich Umsatzsteuer

Die Umsatzsteuer wird in der Rechnung gesondert ausgewiesen.

Der Mengenpreis bemisst sich nach der Menge (m3) des zur Verfigung gestellten Wassers und gilt
zusatzlich zum Grundpreis fur die bezogene Wassermenge. Der Mengenpreis betragt 1,21 € je
Kubikmeter entnommenen Wassers einschliel3lich 7 % Umsatzsteuer.

Wird ein Bauwasserzahler oder ein sonstiger beweglicher Wasserzahler verwendet, so betragt die
Gebuhr 1,70 €/cbm enthnommenen Wassers einschliel3lich Umsatzsteuer.

Die Umsatzsteuer wird in der Rechnung gesondert ausgewiesen.

) 17. Umsatzsteuer
Andert sich der gesetzliche Umsatzsteuersatz, andert sich das in Ziffer 16 festgelegte Bruttoentgelt
entsprechend.

18. Sonderleistungen
Fur Sonderleistungen des Wasserzweckverbandes, die auf Veranlassung oder Uberwiegend im
Interesse  Einzelner vorgenommen  werden, findet die Verwaltungskostenordnung des
Wasserzweckverbandes entsprechend Anwendung.
19. Anderungen
Die Ergédnzenden Bestimmungen und die Entgelte nach dem Allgemeinen Tarif kdnnen vom
Wasserzweckverband mit Wirkung fur alle Kunden geéndert oder ergénzt werden. Jede Anderung und
Erganzung ist 6ffentlich bekanntzumachen. Mit der 6ffentlichen Bekanntmachung gelten sie als jedem
Kunden zugegangen. Sie werden Vertragsinhalt, sofern der Kunde das Vertragsverhaltnis nicht nach §
32 AVBWasserV kindigt.
Erfordert der Anschluss wegen der Lage des Grundstiickes oder aus sonstigen technischen Griinden
aulRergewothnliche MalRBhahmen, so kann der Wasserzweckverband den Abschluss einer von den
Allgemeinen Bedingungen und diesen Erganzenden Bestimmungen abweichenden Vereinbarungen
fordern.
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20. Inkrafttreten
20. Vorstehende Erganzende Bestimmungen des Wasser- und Abwasserzweckverbandes ,Eichsfelder
Kessel" zur AVBWasserV vom 20. Juni 1980 treten am Tage nach der Bekanntmachung im Amtsblatt des
Landkreises Eichsfeld (Amtsblatt der Aufsichtsbehorde) in Kraft.

Ausqgefertigt:
Niederorschel, den 4. September 2003

Siegel Lintzel, Eckart
Verbandsvorsitzender

Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften, die sich aus der Thiringer Kommunalordnung oder
aus einer aufgrund der Thiringer Kommunalordnung erlassenen Vorschrift ergeben, ist unbeachtlich, wenn
sie nicht innerhalb eines Jahres nach Bekanntmachung dieser Satzung gegenuber dem Zweckverband unter
Bezeichnung des Sachverhalts, der die Verletzung begriinden soll, schriftlich geltend gemacht worden ist.
Ausgenommen sind die Vorschriften Uber die Genehmigung, die Ausfertigung oder die Bekanntmachung der
Satzung.

Amtsblatt fur den Landkreis Eichsfeld / Nr.: 42 Heilbad Heiligenstadt, den 29.09.2003



	Inhalt
	Wasser- und Abwasserzweckverband "Eichsfelder Kessel"
	Satzung über die Abwälzung der Abwasserabgabe des Abwasserzweckverbandes
	Verwaltungskostenordnung des Wasser- und Abwasserzweckverbandes
	Kostenverzeichnis zur Verwaltungskostenordnung

	Satzung über den Anschluss an die öffentliche Wasserversorgung und deren Benutzung
	Betriebssatzung des Wasser- und Abwasserzweckverbandes
	Entwässerungssatzung des Wasser- und Abwasserzweckverbandes
	Satzung über eine angemessenen Löschwasserbereitstellung aus dem öffentlichen Leitungsnetz des WAZ
	Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung des WAZ
	Ergänzende Bestimmungen des WAZ zur "Verordnung über Allgemeine Bedingungen für die Versorgung mit Wasser" vom 20. Juni 1980


